
Schnelles Ende für 
Anti-FPÖ-Kampagne
Hübners Mandatsverzicht beendet diesjährige „Nazikeulen“-Inszenierung

FPÖ fordert strengere 
Kontrollen am Brenner
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PARLAMENT

Bei den Problemen in der Pflege 
müssen endlich die Ursachen an-
gegangen werden, fordert der Drit-
te Nationalratspräsident Norbert 
Hofer. Mit Arbeitslosen und Asyl-
werbern lässt sich der wachsen-
de Mangel an Pflegepersonal nicht 
bekämpfen.                            S. 6

Pflegereform benötigt
Die drohende Masseneinwan-

derung von afrikanischen Wirt-
schaftsflüchtlingen aus Itali-
en bringt das bisher gemiedene 
Thema Immigration in den deut-
schen Wahlkampf. Aber bis auf die 
„Flüchtlingsumverteilung“ hat nie-
mand eine Lösung dafür.       S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Heikles Thema
Wiens FPÖ-Vizebürgermeister 

Johann Gudenus wirft der Wie-
ner SPÖ ein falsches Spiel bei der 
Erhebung der türkischen Doppel-
staatsbürgerschaften vor: Die SPÖ 
wolle damit bis nach der Wahl zu-
warten, um sich so diese Stimmen 
zu sichern.                             S. 11

WIEN

Stimmenkauf
Erstmals hat das Nachrichten-

magazin „Der Spiegel“ seine ange-
sehene Bestsellerliste manipuliert. 
Still und heimlich wurde Rolf Pe-
ter Sieferles kritische Abrechnung 
mit der deutschen Gesellschaft in 
„Finis Germania“ aus der Bestsel-
ler-Liste gestrichen.                S. 14

MEDIEN

„Spiegel“ zensuriert

S. 2/3

Eine Masseneinwanderung wie 2015 muss verhindert werden  – S. 4/5
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„Burkini“-Verbot wird in
Salzburg nicht vollzogen
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Österreichische Badegäste müssen in Salzburgs Freibädern 
die Bekleidungsvorschriften strikt beachten. Aber moslemi-
sche Frauen in Ganzkörperbadeanzügen werden trotz des 
„Burkini“-Verbots toleriert. Für Salzburgs Stadt-FPÖ-Chef 
Andreas Reindl eine inakzeptable Vorgehensweise.       S. 13
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Ältere Leser werden sich noch 
an des Sommerloch-Ritual der 
Sichtung von „Nessie“ in Schott-
land erinnern. „Nessie“ wurde mit 
dem Erstarken der FPÖ abgelöst 
vom allsommerlichen Aufdek-
kungsdrang nach „Ewiggestri-
gem“ in der Partei durch linksgrü-
ne Tugendwächter.

Heuer brauchte es mehr als 365 
Tage, um „antisemitische Codes“ 
in einer Rede des außenpoliti-
schen Sprechers der Partei, Johan-
nes Hübner, zu entdecken.

Und es hängten sich diesmal 
besonders prompt und heftig auch 
SPÖ und ÖVP an die Fersen der 
bekannten „Aufdecker“.

Nachdem sie inhaltlich den 
Freiheitlichen nichts entgegen zu 
stellen haben, außer nett arran-
gierten Fotos ihrer Slim-Fit-Prot-
agonisten auf dem Online-Dienst 
Instagram, kam ihnen die „Na-
zikeulen“-Treibjagd besonders 
entgegen, um sich von der „Hüb-
ner-FPÖ“ zu distanzieren.

Zugleich bietet ihnen das eine 
billige Ausrede zum Wiederauf-
bereiten der „Koalition Neu“, wie 
schon nach den Watschen bei den 
vergangenen Wahlen.

Dass sich auch Bundespräsi-
dent Alexander Van der der Bel-
len dazu äußern musste, verdan-
ken die Österreicher wohl dem 
desaströsen Zustand der Grünen, 
die diesmal mit einer links-linken 
Partei und Peter Pilz‘ alt-linker 
Liste im „antifaschistischen“ La-
ger um Wählerstimmen buhlen.

Daher war das Entsetzen beim 
grünen Kampagnentreiber groß, 
als Hübner mit einem Kandidatur-
verzicht dem Wüten der selbster-
nannten Moralapostel ein schnel-
les Ende bereitete.

Der Wahlkampf mit Inhalten 
kann jetzt beginnen.

Eine Rede bei einem Kon-
gress vor mehr als einem Jahr in 
Deutschland diente den linken Tu-
gendwächtern als Waffe gegen den 
FPÖ-Nationalratsabgeordneten Jo-
hannes Hübner.  Als Empörungs-
auslöser dienten angebliche „anti-
semtische Codes“, die Hübner in 
seiner Rede verwendet haben soll, 
und die „Der Standard“ als solche 
mit „Expertenhilfe“ eindeutig iden-
tifizierte.

Linkes Wahlkampfgeschenk
Ein besseres Geschenk hätte die 

Zeitung, deren Bericht von den 
üblichen links-grünen Tugend-
wächtern verstärkt wurde, den 
rot-schwarzen Kanzlerduellanten 
Christian Kern und Sebastian Kurz 
gar nicht machen können. Aus bei-
den Parteien ertönte prompt der 
alte Ausgrenzungsschlachtruf.

„Das ist absolut nicht vorstellbar. 
So etwas ist inakzeptabel“, repli-
zierte ÖVP-Generalsekretärin Eli-
sabeth Köstinger im „Standard“-In-
terview völlig politisch-korrekt auf 
die Frage nach einer Koalition mit 
der FPÖ mit dem Abgeordneten 
Hübner.

Bei der SPÖ schob man natür-
lich Verteidigungsminister Hans 

Peter Doskozil zur Klarstellung 
vor, dessen burgenländische Lan-
despartei immerhin mit der FPÖ 
die Landesregierung stellt. „Hier 
wurde klar eine Grenze überschrit-
ten. Jeder Form von Antisemitis-
mus muss man entschieden ent-
gegentreten. Ich erwarte mir von 
der Bundes-FPÖ eine Klarstellung 
und Distanzierung, aber auch Kon-
sequenzen“, tönte Doskozil und 
schob die Begründung der – eigent-
lich aufgehobenen – alten  „Aus-
grenzungsstategie“ nach: „Wenn 
es der FPÖ nicht gelingt, sich von 
Ewiggestrigen zu trennen, dann 
können sie kein Partner sein.“

Rücktritt zum Wohl der Partei 
Nur bereitete der attackierte Jo-

hannes Hübner den Hoffnungen 
auf eine möglichst lange „Nazikeu-
len“-Diskussion ein rasches Ende. 
Nachdem er seine missverständli-
chen Aussagen klargestellt hatte, 
erklärte er auch noch den Verzicht 
auf seine Kandidatur bei der Natio- 
nalratswahl am 15. Oktober.

Er verzichte ganz bewusst, um 
„Schaden von meiner Partei“ fern-
zuhalten:  „Die Gefahr ist, dass es 
im Wahlkampf nur noch um Anti-
semitismus geht und die wichtigen 

Und wieder eine „Nazikeulen“-Kampagne
Dass SPÖ und ÖVP trotz Wahlkampfgetöse an einer Neuauflage 

der Koalition basteln, bestätigte sich vergangene Woche in der 
gemeinsamen Entrüstungskampagne gegen den FPÖ-Abgeordneten 
Johannes Hübner. „Das durchsichtige Ziel war es von Anfang an, die 
FPÖ als einzige politische Erneuerungskraft zu bremsen, um sich be-
quem erneut ins rot-schwarze Faulbett legen zu können“, bemerkte 
dazu FPÖ-Generalsekretär Herbert Kickl.

Nur kurzer Nutzen der Tugendwächter-Empörungswelle für Rot und Schwarz – Hübner verzichtet auf Kandidatur

Johannes Hübner, bereitete der Treibjagd der linken Tugendwächter mit seinem Mandatsverzicht ein schnelles 
Ende, damit sich SPÖ und ÖVP nicht vor der Diskussion um die wahren Probleme Österreichs drücken können.
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Themen der Freiheitlichen für Ös-
terreich untergehen.“

Die Tatsache, dass Hübner mit 
seinem Schritt den Gegnern der 
Freiheitlichen in Politik und Medi-
en die Möglichkeit zur fortgesetz-
ten Agitation gegen die FPÖ und 
zum Zudecken der relevanten The-
men für die Zukunft Österreichs 
im beginnenden Wahlkampf neh-
men wolle, zeuge von Charakter 
und Verantwortungsbewusstsein, 
erklärte dazu FPÖ-Generalsekre-
tär Herbert Kickl, der den Rückzug 
Hübners akzeptierte, aber persön-
lich bedauerte.

AUS DER
REDAKTION
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Sommerloch-Debatte

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Die FPÖ wird in der nächsten National-
ratssitzung einen Antrag zur Neufassung 
einzelner Passagen des Tierschutzgesetzes 
einbringen. „Damit soll für jene Tierschutz-
vereine, die uneigennützig Tiere vermitteln, 
Rechtssicherheit geschaffen werden. Es kann 
nicht sein, dass ehrenamtliche Tierschützer 
diskriminiert werden, nur weil weltfremde 
Bürokraten im Gesundheitsministerium mit 
Wissen und Willen einer hilflosen Ministe-
rin schlechte Gesetze formulieren“, so FPÖ 
Tierschutzsprecher Josef Riemer (Bild). 

Die extrem langen Wartezeiten bei nuk-
learmedizinischen Untersuchungen sind für 
die FPÖ völlig inakzeptabel. „Alleine die 
Tatsache, dass die Bundeshauptstadt mit 
rund 1,8 Millionen Einwohnern keine ein-
zige nuklearmedizinische Kassenpraxis auf-
weist, zeigt eindringlich, wo es tatsächlich 
krankt“, so die FPÖ-Gesundheitssprecherin 
Dagmar Belakowitsch-Jenewein (Bild). Die 
FPÖ fordert daher ein „Zurück an den Start“ 
bei der Gesundheitsreform und ein Ende der 
sogenannten Primärversorgungszentren.

Innenpolitik
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Links-Links gegen Alt-Links im Wahlkampf. 
Der Alt-Grüne Peter Pilz kandidiert jetzt doch mit einer eigenen Liste.
BILD DER WOCHE

Wartezeit bei Nuklearmedizin

KURZ UND BÜNDIG
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Der Tiroler FPÖ-Landesparteiob-
mann Markus Abwerzger, der 
eine verstärkte Kontrolle der Gren-
ze zu Italien verlangt, damit das 
Land der drohenden Massenein-
wanderung nicht so hilflos gegen-
übersteht wie im Jahr 2015.

Der Tiroler ÖVP-Landeshaupt-
mann Günther Platter, der nach 
wie vor behauptet, dass die Zusam-
menarbeit mit Italien bestens funk-
tioniere und keine Grenzkontrollen 
nötig seien – trotz Italiens Proble-
men mit der Masseneinwanderung.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Neufassung des Tierschutzes

Zum Scheitern verurteilt
In einer Presseaussendung präsentierte die 

Bildungsministerin ihr Konzept der „Schule 
4.0 – jetzt wird’s digital“, wonach Schüler be-
reits ab der Volksschule eine digitale Grund-
ausbildung erhalten sollen. „Die Umsetzung 
der Pläne der Bildungsministerin wird wohl 
schon daran scheitern, dass ein Großteil 
der Schüler der Unterrichtssprache Deutsch 
nicht mächtig ist oder nicht sinnerfassend 
lesen kann“, so der FPÖ-Bildungssprecher 
Wendelin Mölzer (Bild). Eine derartige Stra-
tegie vorzuschlagen, ohne die notwendigen 
Voraussetzungen mitzudenken, stelle für ihn 
nur eine reine Wahlkampftaktik dar.Fo
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Und wieder eine „Nazikeulen“-Kampagne
Nur kurzer Nutzen der Tugendwächter-Empörungswelle für Rot und Schwarz – Hübner verzichtet auf Kandidatur

Johannes Hübner, bereitete der Treibjagd der linken Tugendwächter mit seinem Mandatsverzicht ein schnelles 
Ende, damit sich SPÖ und ÖVP nicht vor der Diskussion um die wahren Probleme Österreichs drücken können.

„Einen Fehler zu machen ist aber 
etwas ganz anders, als aus böser 
Absicht heraus zu handeln. Genau 
das ist Hübner aber trotz aller Be-
kundungen vom ,neuen politischen 
Stil des Miteinander‘ und dem Ge-
rede von Fairness in einer massi-
ven Kampagne seitens der politi-
schen Gegner unterstellt worden“, 
kritisierte Kickl die „Gutmenschen 
vom Dienst“.

Durchsichtige Inszenierung
Das durchsichtige Ziel dieser 

Kampagne sei von Anfang an gewe-
sen, die FPÖ als einzige politische 

Erneuerungskraft in Österreich zu 
bremsen. „Dieser Zweck heiligt of-
fenbar jedes Mittel der linken Tu-
gendwächter und der rot-schwar-
zen Machthaberer. Dafür spricht 
insbesondere die Tatsache, dass die 
Vorwürfe gegen Hübner über ein 
Jahr lang zurückgehalten und erst 
jetzt – vor der wichtigen Wahl im 
Oktober – veröffentlicht wurden“, 
betonte Kickl. Diese Methode wer-
de allerdings von den Österreichern 
längst durchschaut. „Das wird auch 
das Wahlergebnis am 15.Oktober 
deutlich machen“, zeigte sich Kickl 
überzeugt.

Nr. 29/30 g Freitag, 28. Juli 2017
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Laut dem UNO-Flüchtlingshilfs-
werk UNHCR erreichten seit Jänner 
mehr als 110.000 Menschen Euro-
pa. Am stärksten betroffen ist Itali-
en, wo 2017 schon mehr als 90.000 
illegale Einwanderer angekommen 
sind. Und es dürften noch mehr wer-
den, warten laut einem Bericht von 
Europol in Libyen doch weitere 
800.000 Wirtschaftsflüchtlinge auf 
die Überfahrt.

Eine Situation wie 2015?
Für Österreich könnte das be-

deuten, dass sich an der innertiroler 
Grenze am Brenner das gleiche Bild 
bieten wird wie 2015 an der Gren-
ze zu Ungarn: Einwanderermassen, 
diesmal vornehmlich junge Männer 
aus Afrika, die in ihre Wunschauf-
enthaltsländer Deutschland, Öster-
reich und Schweden drängen.

Die offiziellen Aufgriffszahlen 
mit 15 bis 25 illegalen Migranten 
pro Tag bewegen sich im langfristi-
gen Trend. Bis zum 25. Juni regis-
trierte die Tiroler Polizei bei stich-
probenartigen Kontrollen 3.443 

Aufgriffe am Brenner – aber landes-
weit rund 12.000 illegal Eingereis-
te. Und die bayerische Polizei griff 
8.980 illegale Eiwanderer auf.

Die Österreicher haben eine kla-
re Meinung zu Grenzkontrollen 
am Brenner: Angesichts steigender 
Flüchtlingszahlen treten laut einer 
aktuellen Umfrage von Research Af-
fairs 76 Prozent für Grenzkontrollen 
zu Italien ein.

Rot-schwarze Ankündigungen
Auf diese Befindlichkeit der Bür-

ger und die Warnungen der FPÖ re-
agierte jetzt auch – wenn auch nur 
halbherzig mit Ankündigungen – die 
wahlkämpfende rot-schwarze Ko-
alition. „Wir machen den Brenner 
zu, wenn die Zahl der illegalen Ein-
wanderer nach Österreich steigt“, 
kündigte ÖVP-Innenminister Wolf-
gang Sobotka an. Und SPÖ-Vertei-
digungsminister Hans Peter Dosko-
zil legte eins drauf und versprach 
750 Bundesheersoldaten und vier 
Radpanzer, sollte der Flüchtlings- 
andrang den Brenner erreichen.

Wann erreicht Migrantenstrom den Brenner?
Droht am Brenner eine ähnliche Situation wie 2015 im Burgenland 

oder in Spielfeld? In Italien sind bis Ende Juli bereits so viele af-
rikanische Einwanderer angekommen wie im gesamten Vorjahr. Itali-
ens Regierung fordert Hilfe von Europa oder droht, sonst die Migran-
ten mit Reisepapieren nach Norden losschicken zu wollen.

Mehr als 90.000 afrikanische Einwanderer sind bereits in Italien angekommen und wollen weiter nach Norden
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Thema 
der 

Woche

Scharfe Kritik an der Untätigkeit von ÖVP-Landeshauptmann 
Günther Platter und der rot-schwarzen Koalition in Wien übt 

Tirols FPÖ-Chef Markus Abwerzger im NFZ-Interview: „Strengere 
Grenzkontrollen sofort – und nicht bloß als Ankündigung!“
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Bereits 12.000 aufgegrif-
fene illegale Einwanderer

„Es tritt am Brenner das 
ein, wovor wir seit 2015 

gewarnt haben.“

Es ist nur mehr eine Frage der Zeit, wann sich der nach Italien ergießende Einwandererstrom in Richtung Norden, also auf den Grenzübergang am Brenner zubewegen wird.

Herr Landesparteiobmann Ab-
werzger, Sie haben sich letzte Wo-
che mit ihrem burgenländischen 
Kollegen Johann Tschürtz getrof-
fen. Worum ging es bei dem Tref-
fen?

Abwerzger: Wenn sich jemand 
auskennt mit Grenzschutz und 
Flüchtlingsansturm, dann wohl 
die Burgenländer und unser Lan-
deshauptmannstellvertreter Hans 
Tschürtz. Denn im Grunde ist die 
Lage am Brenner derzeit so ange-
spannt, wie an 
der burgenlän-
disch-ungari-
schen Grenze 
vor dem fata-
len Entscheid 
der deutschen 
Bundeskanzlerin Angela Merkel. 
Die dramatisch steigende Zahl an 
afrikanischen Immigranten in Ita-
lien wird sich über kurz oder lang 
auf den Weg nach Norden machen. 
Vom Burgenland kann man nicht 
nur das Vorzeigesystem im politi-
schen Bereich, sondern auch das 
der frühzeitigen Grenzkontrol-
len und scharfen Obergrenzen für 
Flüchtlinge lernen. Da haben wir 
in Tirol noch Nachholbedarf.

Die Bundesregierung hat mit ei-
nem Krisenplan auf den Massenan-
sturm in Italien reagiert. Vertrauen 
Sie dem nicht?

Abwerzger: Es vergeht kaum 
ein Tag mehr, an dem nicht ein 
Minister am Brenner einen Fo-
totermin absolviert. Wa-
rum ist dieser Aktionis-
mus ausgebrochen, wo 
doch ÖVP-Landes-
hauptmann Gün-
ther Platter nicht 
müde wird, der Be-
völkerung zu erklä-
ren, dass eh alles un-
ter Kontrolle ist? Weil 
es eben nicht stimmt! Es 
ist jetzt das eingetreten, 
wovor wir Freiheitliche 
bereits 2015 gewarnt 
haben, dass näm-
lich der Bren-
ner zur Num-
mer-eins-Flücht-

lingsroute in Mitteleuropa wird. 
Damals wurden wir als Hetzer hin-
gestellt, als wir vor dieser Flücht-
lingsbewegung gewarnt haben. Un-
sere Befürchtungen sind aber wahr 
geworden, wenn man nur bedenkt, 
dass laut den aktuellen Zahlen im 
Jahr 2016 in Tirol 11.812 illegal 
eingereiste Personen aufgegriffen 
wurden. Es hätte von Anfang an 
der gesamte Zugverkehr, nicht nur 
die Personenzüge sondern auch die 
Güterzüge, lückenlos überwacht 

und kontrolliert 
gehört. Wenn 
also heuer 
knapp 12.000 
Personen auf-
gegriffen wur-
den, dann lässt 

dies die Vermutung zu, dass noch 
viel mehr Menschen auf dieser 
Route über den Brenner unterwegs 
sind – und durchkommen. Die Bay-
ern haben heuer schon 8.980 illega-
le Einreisen verzeichnet.

Wie wird Ihre Forderung nach 
strengeren Grenzkontrollen spezi-
ell von ihren Südtiroler Freunden 
aufgenommen?

Abwerzger: Die haben vollstes 
Verständnis für unsere Forderung. 
Denn sie leiden unter diesem Zug 
der Migrantenmassen nach Nor-
den ja genau so wie wir – wie auch 
unter einem schwarzen Landes-
hauptmann, der das Problem ver-
drängt, weil er es sich mit seinem 
linken Koalitionspartner in Rom 

nicht verscherzen will. 
Im Grunde haben un-

sere Freunde in Bo-
zen das gleiche Pro-

blem wie wir hier 
in Innsbruck 
mit Herrn 

Platter und der 
r o t - s c h w a r -
zen Koalition in 

Wien.
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Wann erreicht Migrantenstrom den Brenner?
Mehr als 90.000 afrikanische Einwanderer sind bereits in Italien angekommen und wollen weiter nach Norden

Während ÖVP-Außenminis-
ter Sebastian Kurz den beiden Mi-
nistern zumindest verbal beistand, 
wurden sie von SPÖ-Bundeskanz-
ler Christian Kern zurückgepfiffen. 
„So geht es einfach nicht“, räsonier-
te Kern und forderte, das Thema aus 
dem Wahlkampf herauszuhalten: 
„Die Außenpolitik muss seriös hin-
ter verschlossenen Türen und durch 
Diplomatie geführt werden und 
nicht im Wahlkampf.“

FPÖ für scharfe Grenzkontrollen
Verstärkte Kontrollen am Bren-

ner fordern die Tiroler Freiheitli-

chen schon seit dem ersten Ansturm 
2015 – wenn auch schweren Her-
zens. „Jede andere mögliche Lö-
sung wäre uns Freiheitlichen lie-
ber, aber unser Vertrauen in den 
italienischen Staat ist begrenzt. 
Seit Jahren kommt Rom seiner eu-
roparechtlichen und völkerrechtli-
chen Verpflichtung bezüglich der 
Migrantenflut aus Nordafrika nicht 
nach, und nun droht der große An-
sturm in den kommenden Wochen 
und Monaten“, erklärte der Tiroler 
FPÖ-Chef Markus Abwerzger.

Ähnlich die Kritik der Südtiroler 
Freiheitlichen an ihrer schwarzen 

Die Brenner-Grenze muss so-
fort gesichert, kontrolliert und 
geschützt werden. Schon jetzt 
kommen, wie uns Freiheitlichen 
besorgte Bürger und Polizisten 
berichten, täglich hunderte illega-
le Migranten mit Zügen über die 
Grenzen.

Die Situation von 2015 darf sich 
am Brenner nicht wiederholen!

Aber die rot-schwarze Koalition 
lässt sich weiterhin von der Regie-
rung in Rom einschüchtern. Poli-
zisten sprechen von bis zu 30.000 
illegalen Einwanderern aus Afrika, 
die seit dem letztem Jahr aus Ita-
lien kommend die Grenze passiert 
haben. Und zehntausende illegal 
in Österreich aufhältige Personen, 
die keinen Anspruch auf Asyl oder 
einen anderen Aufenthaltstitel ha-
ben, werden seit Jahren nicht ab-
geschoben.

Trotzdem wollen ÖVP und SPÖ 
pro Jahr weiterhin 35.000 „Asyl-
werber“ aufnehmen, obwohl Ös-
terreichs Hilfs- und Belastungs-
grenzen längst überschritten sind 
und die Bevölkerung die Folgen 
zu spüren bekommt.

Seit dem Flüchtlingsansturm 
2015 haben sich sexuelle Übergrif-
fe auf Frauen drastisch gesteigert. 
Hunderte IS-Kämpfer und islamis-
tische Gefährder hat man wieder 
nach Österreich einreisen lassen 
und tut nichts gegen die Finanzie-
rung radikaler wahhabitischer und 
salafistischer Vereine und Struktu-
ren in Österreich.

Diese unverantwortliche Ent-
wicklung in Österreich ist von Rot-
Schwarz zuerst ermöglicht worden 
und wird jetzt weiter gefördert. 
Wenn die Österreicher diesen un-
säglichen Zustand beenden wol-
len, dann haben sie am 15. Oktober 
die Chance dazu, mit der Abwahl 
dieser rot-schwarzen Regierung.

Nicht wieder 2015!

SVP-Landesregierung, die in Rom 
übereifrig mit der Linksregierung 
kooperiert. „Der italienische Staat 
ist nicht in der Lage, seine Seegren-
zen gegen die illegale Massenein-
wanderung zu schützen. Die leeren 
Drohungen der Regierung in Rom, 
notfalls die Häfen für NGO-Schiffe 
und dergleichen schließen lassen zu 
wollen, gesellt sich in die Reihe der 
großen Ankündigungen der Wiener 
Koalition. Taten folgen nie, und das 
Problem verschärft sich von Tag zu 
Tag“, gab die Freiheitlichen-Frakti-
onssprecherin Ulli Mair zu beden-
ken.

Italiens Regierung säumig
Sie forderte, SVP-Landeshaupt-

mann Arno Kompatscher solle sich 
auf römischer und europäischer 
Ebene dafür verwenden, eine prä-
ventive Beschlagnahmung von 
NGO-Schiffen voranzutreiben, die 
die illegale Masseneinwanderung 
begünstigen. „Damit könnte diese 
Invasion gestoppt und eine Erstauf-
nahme in Notsituationen in siche-
ren Städten Nordafrikas garantiert 
werden“, betonte Mair unter Ver-
weis auf die langjährigen Forderun-
gen der Freiheitlichen nördlich und 
südlich des Brenners zur Einwan-
derungsthematik.

POLITIK
ANALYSIERT
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HC Strache
FPÖ-Bundesparteiobmann

Es ist nur mehr eine Frage der Zeit, wann sich der nach Italien ergießende Einwandererstrom in Richtung Norden, also auf den Grenzübergang am Brenner zubewegen wird.
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Die Freiheitlichen im Bund sowie in allen Teilen Tirols verlangen ein 
härteres Vorgehen der EU gegen die Massenzuwanderung aus Afrika.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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INNENPOLITIK KONSUMENTENSCHUTZ

Zu dem von der Koalition in Begutachtung ge-
schickten Sicherheitspaket – bestehend aus dem Si-
cherheitspolizeigesetz und dem Strafprozessrechts- 
Änderungsgesetz 2017 – sind bislang rund 7.000 
Stellungnahmen eingelangt. Aufgrund der großen 
Anzahl, aber auch wegen der laufenden Übersied-
lung des Parlaments in die Ausweichquartiere auf 
den Heldenplatz können diese jedoch nur nach und 
nach bearbeitet und veröffentlicht werden.

Verzögerung durch Umzug
Die FPÖ drängt bei der öster-

reichweiten Umrüstung von Strom-
zählern auf so genannte „Smart 
Meter“ auf die Wahlfreiheit von 
Konsumenten. Der FPÖ-Abgeord-
neter Peter Wurm mahnte dazu in 
einem Antrag im Sozialausschuss 
entsprechende gesetzliche Klar-
stellungen ein.

„Smart Meter“

Sehr beschaulich ist die letz-
te Sitzung des Nationalrates im 
Hauptgebäude über die Bühne ge-
gangen. Lediglich bei der Debatte 
zur Auflösung des Nationalrates 
kam es zum einen oder anderen 
heftigeren Wortwechsel.

Die für das weitere Schicksal 
der Republik maßgeblichste Per-
son könnte der Grüne Jugendabge-
ordnete Julian Schmid werden. 
Nicht wegen seiner bisherigen po-
litischen Leistung, sondern wegen 
der Kausalitätskette, die der junge 
Mann durch seinen Sieg über Pe-
ter Pilz bei der Listenerstellung 
der Grünen ausgelöst hat.

Mittlerweile hat Peter Pilz sein 
Antreten mit einer eigenen Liste 
bekannt gegeben. Eine Kandida-
tur, die die Grünen um den Wie-
dereinzug ins Hohe Haus bangen 
lassen muss. Für Schmid könnte 
sich sein Sieg über Pilz damit als 
Pyrrhussieg erweisen. Unabhän-
gige Journalisten meinen gar, Pilz 
könnte Kern aus dem Rennen für 
die Kanzlerschaft nehmen.

Auf der anderen Seite könnten 
die Neos gerade noch einmal die 
Kurve gekratzt haben. Die Kan-
didatur von Irmgard Griss könnte 
der Minifraktion das Überleben 
sichern.

Für das Parlament sind die 
Kleinstfraktionen eine Heraus-
forderung. Bei der Verteilung der 
knappen Ressourcen hat jeder 
Klub einen Sockelanspruch. Das 
betrifft Personal, Geld und Räu-
me. Darüber hinaus muss man 
wissen, dass die aus den siebziger 
Jahren stammende Geschäftsord-
nung auf ein Dreiparteienparla-
ment ausgelegt ist. Sollte es die 
eine oder andere Miniliste nicht 
ins Parlament schaffen, wäre das 
aber kein Malheur.

Minilisten-Inflation
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Symptombekämpfung in 
der Pflege fehlt weiter
Hofer fordert grundlegende Reform der 24-Stunden-Betreuung

„Dass eine Reform des derzeiti-
gen Modells der 24-Stunden-Be-
treuung unerlässlich ist, steht außer 
Zweifel. Seit Jahren mache ich auf 
die prekäre Situation der schein-
selbständigen Personenbetreuer 
aufmerksam. Ich warne aber vor ei-
nem Schnellschuss und einer Sym-
ptombekämpfung zu Lasten pflege-
bedürftiger Menschen“, gab Hofer 
zum Vorschlag des Sozialrechtsex-
perten Wolfgang Mazal zu beden-
ken, der Arbeitslose und Asylwer-
ber in der 24-Stunden-Betreuung 
einsetzen will.

Steigender Pflegebedarf
Aufgrund des stark steigenden 

Pflegebedarfs in den nächsten Jah-
ren bedürfe es einer durchdachten 
Reform im Pflegebereich, die auch 

Dem Vorschlag, Asylwerber 
als Pflegebetreuer einzuset-

zen, kann FPÖ-Pflege- und Be-
hindertensprecher Norbert Hofer 
nichts abgewinnen: „Das Prob-
lem wird damit nicht gelöst!“
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Arbeitslose und Asylwerber als Pfleger in der 24-Stunden-Betreuung?

die Ausbildung von Pflegepersonal 
und die Finanzierung der Pflege mit 
einschließt und sicherstellt, beton-
te der Dritte Nationalratspräsident 
und FPÖ-Abgeordnete.
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Für den Kärntner FPÖ-Spitzen- 
kandidaten zur Nationalratswahl, Er-
win Angerer (Bild), stellt die Unter-
stützung des ländlichen Raums eine 

zentrale Aufgabe der politischen Ar-
beit dar. Der ländliche Raum wur-
de von Rot-Schwarz bisher sträf- 
lich vernachlässigt, was sich auch 
in der steigenden Zahl der Abwan-
derung in die Ballungsräume zeigt.

„Es ist völlig klar, dass wir die 
Wirtschaft vor Ort ankurbeln müs-
sen. Das kann aber nur durch neue 
Betriebsansiedelungen gelingen 
und diese benötigen eine entspre-
chende Infrastrukturanbindungen“, 
betonte Angerer. Dazu verwies 
auf die Baltisch Adriatische Ach-
se (BAA), die etwa Kärnten direkt 
an die wichtigsten Verkehrsdreh-
scheiben Europas anbinden sollte. 

Gerade der Ausbau solcher überre-
gionalen und regionalen Verkehrs-
netze – auf Straße wie auf Schiene 
– müsse zukünftig forciert werden.

„Gerade in unseren ländlichen 
Regionen ist die Schaffung von 
Arbeitsplätzen noch immer die 
sozialste Maßnahme, die es geben 
kann. Dass sich aber gerade die 
ÖVP aus Parteiblindheit prinzipiell 
gegen alle unsere Vorschläge aus-
spricht, die auf die Stärkung des 
ländlichen Raumes und Arbeits-
marktes abzielen, ist bedenklich 
und alarmierend zugleich“, kriti-
sierte Angerer den „alten Stil der 
neuen Kurz-ÖVP“.

Der ländliche Raum, ein Opfer der ÖVP



7Nr. 29/30 g Freitag, 28. Juli 2017 Parlament

Die von Rot-Schwarz im Vorjahr beschlossene Korrektur der Steu-
ertarife benachteiligt einkommensschwache Haushalte und Al-

leinerziehende. „Diese Kritik der FPÖ hat jetzt die EU-Kommission 
bestätigt“, erklärte FPÖ-Frauensprecherin Carmen Schimanek.

„Im Bericht der Kommissi-
on wird kritisiert, dass durch die 
Reform vor allem einkommens-
schwache Haushalte benachteiligt 
werden, da diese weniger von den 
Steuererleichterungen profitieren. 
Ganz besonders sind davon Al-
leinerziehende betroffen, deren Ar-
mutsrisiko sogar angestiegen ist. 
Auch profitieren kinderlose Paa-
re stärker als jene, die Kinder ha-
ben. Nach diesem Bericht steht auf 
alle Fälle fest, dass die Frauen die 
großen Verlierer dieser Reform wa-
ren“, betonte die FPÖ-Frauenspre-
cherin.

Vor dieser Tarifkorrektur, die 
von SPÖ und ÖVP als Steuerre-
form verkauft wurde, hätten die 
Freiheitlichen eindringlich ge-
warnt, dass Frauen durch diese An-

passung der Steuertarife an die In-
flation benachteiligt würden. „Alle 
diesbezügliche Warnungen wurden 
von der rot-schwarzen Regierung 
allerdings vollkommen ignoriert, 
und man lobte sich stattdessen über 
alle Maßen für dieses Reförm-
chen“, kritisierte Schimanek.

Inszenierte Scheinpolitik
Für Schimanek stellt dieser Be-

richt ein weiteres Indiz dafür dar, 
dass Frauenpolitik in Österreich 
von Scheindebatten, Lippenbe-
kenntnissen und Symbolpolitik 
geprägt werde. „Die wahren Pro-
bleme der Frauen wie Einkom-
mensbenachteiligung oder Unter-
stützung bei der Kinderbetreuung 
werden nicht einmal ansatzwei-
se angegangen. Sämtliche Gen-

der-Beauftragte, die Töchter in 
der Nationalhymne und die Frau-
entag-Inszenierungen nützen nie-
manden. Denn es sind genau die 
Frauen, die nach einer ‚Steuerent-
lastung‘ durch die Finger schau-
en und tatsächlich noch stärker 

Frauen sind die Verlierer der „Steuerreform“
Bericht der EU-Kommission bestätigt die FPÖ-Kritik an rot-schwarzer Tarifkorrektur 2016

Einkommensbenachteiligung ist kein Thema in der Frauenpolitik.

armutsgefährdet sind als vor der 
Reform“, erklärte Schimanek. Sie 
forderte von der zukünftigen Re-
gierung ein umfassendes Maßnah-
menpaket ein, dass diese Mängel 
beheben und die Frauen auch aus 
der Armutsfalle holen soll.
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Die Realitätsferne der 
SPÖ-Bildungsministerin

Die Aussagen von Bildungs-
ministerin Sonja Hammerschmid 
(Bild) im Ö1-„Journal zu Gast“, 
wonach Flüchtlingskinder ohne 
weiteres in Regelschulklassen inte-
griert werden sollen, seien „absolut 
realitätsfern“, kritisierte der frei-
heitliche Bildungssprecher Wen-
delin Mölzer: „Es ergibt sich durch 
solch eine voreilige Maßnahme 
weder für Flüchtlingskinder, noch 
für Kinder mit Deutsch als Mutter-
sprache ein Vorteil.“

Entsprechende Deutschkenntnis-
se seien als Kriterium für die Inte-
gration von Flüchtlingskindern in 
Regelschulklassen unabdingbar, 
mahnte Mölzer, da ansonsten die 
österreichischen Schüler einen er-
heblichen Nachteil bei der Quali-
tät des Unterrichts an Österreichs 
Schulen in Kauf nehmen müssten.

„Es ist bedenklich, dass das 
Hauptaugenmerk der politischen 
Diskussion in der SPÖ ausschließ-
lich auf die Förderung von Schü-
lern mit keinen oder geringen 
Deutschkenntnissen gerichtet ist 
und die Bedürfnisse von Schülern 

mit Deutsch als Muttersprache zur 
Gänze ausgeblendet werden. Ihnen 
steht Sprachförderung zumindest 
im selben Maß wie Kindern mit 
Migrationshintergrund zu, wobei 
das Engagement diesbezüglich bei 
weitem nicht so hoch ist“, kritisier-
te der FPÖ-Abgeordnete.

Er erinnerte die SPÖ-Bildungs-
ministerin einmal mehr an die frei-
heitliche Forderung nach einer Er-
hebung der Sprachkenntnisse der 
Kinder vor Schuleintritt: „Nur mit 
eigenen Deutsch-Klassen für Kin-
der mit Sprachmängeln kann ge-
sichert werden, dass Schüler mit 
ausreichenden Deutschkenntnissen 
nicht benachteiligt werden.“

Seit Beginn der Flüchtlings-
krise im September 2015 meh-
ren sich die „Einzelfälle“ an 
Straftaten, die von Asylwerbern, 
vermehrt in den diversen Unter-
künften, verübt werden, wie man 
den vielen Berichten der unter-
schiedlichsten Medien entneh-
men kann. Besonders auffallend 
in diesem Zusammenhang sind 
dabei die Asylunterkünfte aus 
dem Bezirk Mödling

Im Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2015 bis 31. Mai 2017 
wurden im Bezirk Mödling 627 
Straftaten von Asylwerbern be-
gangen. Die schwersten Delikte 
reichen von Diebstahl über Kör-
perverletzung bis hin zu Betrug 
und sexueller Belästigung. 195 
Delikte davon wurden von Per-
sonen aus Afghanistan verübt, 
gefolgt von Personen aus Alge-
rien, Indien und Marokko. Diese 
Informationen gehen aus einer 
Anfragebeantwortung des Innen-
ministeriums an FPÖ-Abgeord-
neten Christian Höbart hervor.  

627 Straftaten in 
Mödlings Asylheimen

Ein Polizist auf 402 
Einwohner in OÖ

Einer Anfragebeantwortung 
des Innenministeriums an den 
FPÖ-Abgeordneten Hermann 
Brückl zufolge, kommen im 
Burgenland auf einen Exeku-
tivbeamten 185 Einwohner. In 
Oberösterreich gibt es hingegen 
nur einen Exekutivbeamten pro 
402 Einwohner, was gleichzeitig 
den niedrigsten Wert aller Bun-
desländer darstellt. „Diese Un-
gleichheit ist nicht gerechtfertigt 
und zeigt, dass eine rasche Per-
sonalaufstockung der Polizei in 
Oberösterreich unabdingbar ist 
und nicht länger aufgeschoben 
werden darf“, kritisiert Brückl 
die Personalsparpolitik der Bun-
desregierung. Die Sicherheit der 
Bevölkerung müsse stets an ers-
ter Stelle stehen.
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FPÖ-ABGEORDNETE DECKEN AUF

Ministerin will Niveau senken.
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Einwanderungswelle aus Afrika wird 
Wahlkampfthema in Deutschland
Merkel schweigt, und SPD-Kanzlerkandidat Schulz will die „Flüchtlinge“ in der EU umverteilen

Die Bilder aus Süditalien ähneln frappierend denen aus Griechen-
land im Jahr 2015. Deutschland fürchtet, erneut Zielland dieser 

Masseneinwanderung zu werden. Zur Schließung oder verstärkten 
Kontrolle der EU-Außengrenze können sich weder CDU noch SPD 
durchringen. Nur die AfD und ein Grüner Bürgermeister wollen das.

Deutschland hat noch immer 
nicht die mehr als eine Milli-
on „Flüchtlinge“ der Massenim-
migration der letzten beiden Jahre 
verkraftet. Polizei und alle Insti-
tutionen, die mit dem Problem be-
schäftigt sind, haben ihre Belas-
tungsgrenze bereits längst erreicht. 
Das Land weiß noch immer nicht, 
wie viele wirklich angekommen 
sind und wer sie sind, denn bei der 
Registrierung der „Asylwerber“ 
gab man sich großzügig.

Wahlkampfthema Einwanderung
Und schon droht die nächste 

Migrationswelle aus Afrika in die 
Sozialsysteme, den bisher lang-
weiligen Wahlkampf aufzuhei-
zen. Weil weder CDU-Chefin und 
Kanzlerin Angela Merkel noch das 
„Regierungsprogramm“ der Uni-
on sich dieser Frage stellen, hat 
sich SPD-Kanzlerkandidat Martin 
Schulz des Themas angenommen, 
ja er will sogar „den Umgang mit 
Flüchtlingen“ zum Wahlkampfthe-
ma machen.

„Wenn wir jetzt nicht handeln, 
droht sich die Situation zu wieder-

holen“, warnt er vor der „hochbri-
santen“ Entwicklung in Italien, die 
der Situation von 2015 gleiche und 
macht Kanzlerin Merkel den Vor-
wurf, diese zu ignorieren: „Wer auf 
Zeit spielt und versucht, das Thema 
bis zur Bundestagswahl zu ignorie-
ren, verhält sich zynisch.“

Dass seine SPD derzeit – wie 
schon in 15 der vergangenen 20 

Bisher drückten sich Martin Schulz und Angela Merkel im Wahlkampf um 
das brisante Einwanderungsthema. Jetzt wird es präsent und brisant.

Mit dem Sommer wächst witterungsbedingt der Einwanderungsstrom aus Afrika an. Da Italiens Kapazitäten erschöpft sind, beginnen jetzt auch die 
Politiker der rot-schwarzen Koalition in Berlin zu realisieren, dass sich ein neuer Migrantenstrom in Richtung Norden ergießen wird.
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Erdogans Prozess gegen 
die Pressefreiheit

In Istanbul hat am Dienstag der 
Prozess gegen 17 frühere und jet-
zige Mitarbeiter der regierungs-
kritischen türkischen Tageszeitung 
„Cumhuriyet“ wegen Terrorvor-
würfen begonnen. Ihnen wird nach 
Angaben ihrer Anwälte – die An-
klage wurde bisher nicht veröffent-
licht – Unterstützung von Terror- 
organisationen wie der verbotenen 
kurdischen Arbeiterpartei PKK, 
der linksextremen DHKP-C oder 
der Gülen-Bewegung vorgewor-
fen. Staatspräsident Recep Tayyip 
Erdogan macht die Bewegung des 
in den Vereinigten Staaten leben-
den Predigers Fethullah Gülen für 
den Putschversuch vom 15. Juli 
2016 verantwortlich.

Mehrere Organisationen wiesen 
die Terrorvorwürfe als „politisch 
motiviert“ zurück und kündigten 
an, den Prozess zu beobachten. 
Reporter ohne Grenzen, die Euro-
päische Journalistenvereinigung, 
Pen International, das International 
Press Institute und das Europäische 
Zentrum für Presse- und Medien-

freiheit kritisierten, dass in keinem 
Land der Welt mehr Journalisten 
inhaftiert seien als in der Türkei. 
Nach Angaben der Europäischen 
Journalistenvereinigung sind seit 
dem Putschversuch vergangenen 
Jahres bereits mehr als 150 Journa-
listen verhaftet worden und warten 
auf ihren Prozess.

Den Zorn Erdogans hatte sich 
„Cumhuriyet“ zugezogen, als das 
Blatt über Waffenlieferungen der 
Türkei an syrische Islamistengrup-
pen berichtet hatte.

Erdogan gegen Pressefreiheit.

„Ich werde mich weiterhin für 
einen Abbruch der Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei ein-
setzen“, betonte Sebastian Kurz 
vor wenigen Tagen in einem In-
terview in der Zeitung „Welt“.

Man könnte nun meinen, dass 
die ÖVP endlich eine langjäh-
rige freiheitliche Forderung 
aufnimmt und diese im Interes-
se Österreichs auch umsetzen 
wolle. Doch ein Blick hinter die 
Kulissen zeigt, dass die ÖVP in 
keiner Weise interessiert ist, die 
Beitrittsverhandlungen abzubre-
chen.
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Wie hält es die ÖVP 
mit der Türkei?

Das Abstimmungsverhalten 
der ÖVP-Delegation im Europa-
parlament, angeführt von Kurz‘ 
Generalsekretärin Elisabeth 
Köstinger, spricht Bände. Hier 
votierte die ÖVP im Juli gegen 
den Abbruch der Verhandlungen 
und gegen den Stopp der Heran-
führungshilfe und bloß für die 
Aussetzung der Verhandlungen.

Auch der ÖVP-Kommissar Jo-
hannes Hahn zaudert. So betonte 
er vor kurzem, man könne Erdog-
an „nur bitten“, die Meinungs-
freiheit im Land einzuhalten. 
Einen Stopp der rund 4,5 Milli-
arden Euro an die Türkei schlie-
ße er zudem aus. Er hält dies für 
eine „juristische Verrenkung“.

Die politischen Verrenkun-
gen der Kurz-ÖVP in der Tür-
keipolitik sind nur durch ihre 
Rückgratlosigkeit möglich. Die 
Gretchenfrage an die ÖVP, wie 
sie es mit der Türkei hält, ist im 
Grunde genommen leicht zu be-
antworten: Für sie ist und bleibt 
Erdogans Türkei ein potentieller 
Beitrittskandidat. 

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Die EU wird vor der libyschen Küste wei-
terhin Migranten aus Nodafrika aus „Seenot“ 
retten. Die Mitgliedsstaaten stimmten Diens-
tags einstimmig einer Fortsetzung der 2015 
gestarteten Operation „Sophia“ zu. Wegen 
Vorbehalten Italiens, dass die „Geretteten“ 
nur nach Italien gebracht werden, war bis 
zuletzt unklar, ob das Ende Juli auslaufende 
Mandat für den Einsatz bis zum 31. Dezem-
ber 2018 verlängert werden kann. Das Man-
dat umfasst jetzt neben der Entsendung von 
Marineschiffen auch ein Ausbildungsprogramm für libysche Küstenschüt-
zer sowie Kontrollen des gegen Libyen verhängten Waffenembargos.

Russland kontert dem Vowurf der Inter-
netzensur jetzt mit einem neuen Gesetz. 
Abgeordnete der russischen Duma haben 
einen Gesetzentwurf zur Kontrolle von 
Internetinhalten eingebracht, der sich in 
der Begründung auf das umstrittene deut-
sche „Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ von 
SPD-Justizminister Heiko Maas (Bild) be-
zieht. Betreibern sozialer Netzwerke wer-
den hohe Geldstrafen angedroht, sollten sie 
rechtswidrige Inhalte nicht innerhalb von 24 
Stunden löschen. Dies ähnelt den jüngst be-

schlossenen deutschen Regelungen, die ja nur auf „Hassbotschaften“ im 
Internet und den sozialen Netzwerken abzielen sollen.

Moskau kopiert Berlin

„Seerettung“ wird fortgesetzt
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Einwanderungswelle aus Afrika wird 
Wahlkampfthema in Deutschland
Merkel schweigt, und SPD-Kanzlerkandidat Schulz will die „Flüchtlinge“ in der EU umverteilen

Jahre – selbst in der Regierung sitzt, 
und damit länger als die CDU, irri-
tiert den roten Kanzlerkandidaten 
dabei keineswegs.

Schulz für „Umverteilung“
Und was schlägt Schulz vor? Die 

Schließung der EU-Außengrenze? 
Nein, er will Italien „entlasten“ und 
hofft auf die Aufnahmebereitschaft 
anderer EU-Mitglieder. „Jetzt sind 
die anderen dran“, erklärte er trot-
zig, ohne Namen zu nennen, denn 
Deutschland sei ausgelastet.

Neben der Alternative für 
Deutschland (AfD) wagte es bis-

Bisher drückten sich Martin Schulz und Angela Merkel im Wahlkampf um 
das brisante Einwanderungsthema. Jetzt wird es präsent und brisant.

Mit dem Sommer wächst witterungsbedingt der Einwanderungsstrom aus Afrika an. Da Italiens Kapazitäten erschöpft sind, beginnen jetzt auch die 
Politiker der rot-schwarzen Koalition in Berlin zu realisieren, dass sich ein neuer Migrantenstrom in Richtung Norden ergießen wird.
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her nur der grüne Tübinger Bürger-
meister Boris Palmer, sich für strik-
te Grenzkontrollen auszusprechen: 
„Ich will nicht damit leben, dass Se-
rienvergewaltiger wieder freikom-
men und mit nicht geringer Wahr-
scheinlichkeit wieder zu Tätern 
werden. Ich bin für strikte Grenz-
kontrollen, weil ich kontrolliert hel-
fen, nicht weil ich Hilfe verweigern 
will. Ich bin für Abschiebungen von 
Straftätern, damit die Unschuldigen 
bei uns eine bessere Zukunft haben.”

Für diese Aussage bekam er von 
der grünen Direktkandidatin Canan 
Bayram aus Berlin-Kreuzberg die 
klare Aufforderung: „Einfach ´mal 
die Fresse halten.”

Appell an Merkel aus Bayern
Weil von Angela Merkel bisher 

kein Wort dazu kam, haben Bay-
erns Gemeinden an die Kanzlerin 
appelliert, einen neuen Flüchtlings-
strom nach Deutschland zu verhin-
dern. Die Aufnahmebereitschaft 
der Bevölkerung sei erschöpft, sag-
te der Präsident des Bayerischen 
Gemeindetages und Abensberger 
CSU-Bürgermeister Uwe Brandl: 
„Der Fehler vom Herbst 2015 darf 
sich nicht mehr wiederholen. Bitte 
setzen Sie sich intensiver als bisher 
dafür ein, dass die Überfahrt nach 
Italien aufhört!“ – Eine Antwort 
blieb bisher aus.
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Polens Präsident bremst 
Justizreform ein

Polens Präsident Andrzej Duda 
hat vergangenen Dienstag sein 
Veto gegen die von der konserva-
tiven Regierungspartei PIS vor-
gelegten Reformen zum Obersten 
Gericht und des über die Unabhän-
gigkeit der Justiz wachenden Lan-
desrichterrats (KRS) eingelegt und 
damit auf Sanktionsdrohungen der 
EU-Kommission reagiert. Die Re-
form der allgemeinen Gerichte hat 
er hingegen akzeptiert.

Mit seinem Veto verwies Duda 
diese Reformen zu weiteren Bera-
tungen an das Parlament zurück. 
Dabei geht es um ein Gesetz, mit 
dem alle Richter am Obersten Ge-
richt zukünftig vom Justizminister 
ausgewählt würden. Ein zweites 
Gesetz würde die Abgeordneten er-
mächtigen, die meisten Mitglieder 
des Landesjustizrates zu bestim-
men. Dieses Gremium schlägt in 
Polen Richter vor.

Dass die EU-Kommission nur 
einseitig gegen Reformen konser-
vativer Regierungen vorgeht, wie 
vor Polen schon gegen Ungarn, 

aber linken Regierungen wie Ru-
mäniens Sozialisten alles durchge-
hen lässt, irritiert.

Aber auch Österreichs Verfas-
sungsgericht wird de facto von der 
Bundesregeriung bestellt: Diese 
erstellt Vorschläge für den Präsi-
denten, den Vizepräsidenten, sechs 
Mitglieder und drei Ersatzmitglie-
der des Höchstgerichts. Der Na-
tionalrat schlägt drei Mitglieder 
und zwei Ersatzmitglieder vor, der 
Bundesrat drei Mitglieder und ein 
Ersatzmitglied.

Duda bremst bei Justizreform.
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Koalitionspartner
Die FPÖ ist für die SPÖ nur 

dann ein willkommener Koalitions-
partner, wenn die SPÖ bestimmen 
darf, wer bei der FPÖ Mitglied 
oder Funktionär sein darf. Sonst 
wird rücksichtslos gehetzt und mit 
Unterstellungen aus der untersten 
Schublade agiert.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Macron wird unbeliebt
Das ging aber schnell, wie sich 

Monsieur Macron bei seinen Fran-
zosen unbeliebt gemacht hat. Und 
wenn im Herbst die vorgesehe-
ne Arbeitsmarktreform des Präsi-
denten greift, dann wird es Streiks 
und Chaos geben, der volkswirt-
schaftliche Schaden wird immens 
sein. Denn Frankreichs Präsident 
Macron entlastet steuerlich die 
Reichen, der Mittelstand geht ba-
den und die Armen haben sowieso 
nichts zu verlieren.

Ernst Pitlik, Wien

Was wir nicht mehr brauchen
Was wir sicher nicht mehr brau-

chen, sind Politiker, die Probleme 
unter den Tisch kehren, anstatt sie 
beim Namen zu nennen und die die 
Sorgen und Ängste der eigenen Be-
völkerung nicht ernst nehmen. Was 
wir sicher nicht mehr brauchen, ist 
eine Regierung, die für grenzenlo-
se Willkommenspolitik und reform-
befreite Schuldenpolitik ohne Hirn 
steht. Was wir mit Sicherheit nicht 
mehr brauchen, ist eine Regierung, 
die noch immer so tut, als wäre der 
Islam ausschließlich eine friedli-
che Religion. Was wir mit Sicher-
heit nicht mehr brauchen, ist eine 
Regierung, die sich von einem Er-
dogan weiterhin auf der Nase her-
umtanzen lässt.

Christian Stafflinger, Linz

Na dann, Vorhang auf!
Wüsste man es als gelernter Ös-

terreicher nicht besser, dann liegt 
es aufgrund des Neuwahltermins 
bereits auf der Hand, dass die Ver-
treter von Gewerkschaften und 

Pensionistenverbänden an ihren 
Drehbüchern feilen, mit welch me-
dialem Spektakel sie schon vorzei-
tig Lohnverhandlungen für Arbei-
ter, Angestellte und Beamte führen 
und das Bestmögliche für Pensio-
nisten herausschlagen werden, um 
vor allem für SPÖ und ÖVP auf 
Stimmenfang zu gehen. Da werden 
sie uns wieder berieseln und die 
Märchen auftischen. Eh jedes Jahr 
das gleiche und nichts neues. Also, 
Vorhang auf, und lasst das Kasperl- 
theater dieser Schaumschläger be-
ginnen!

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Panzer am Brenner
Italien beabsichtigt, tausen-

de Migranten nach Norden, also 
Richtung Österreich, durchzuwin-
ken. Ehrlich gesagt, wen wundert 
das? Die EU schafft es nach wie 
vor nicht, endlich diese Massenzu-
wanderung nach Europa vor Ort 
in den Griff zu bekommen. Anstatt 
diese Glücksritter im Mittelmeer 
aufzugreifen und nach Nordafrika 
zurückzubringen, werden sie nach 
Italien chauffiert. Solange Brüs-
sel den Kopf in den Sand steckt, 
ist es unsere Pflicht, unsere Grenze 
selbst zu schützen – wenn nötig mit 
Panzern. Dass unsere Soldaten die 
Panzer primär zum Selbstschutz 
vor Übergriffen benötigen, wird in 
der Diskussion leider immer ver-
gessen.

Christian Deutinger, Kematen
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Donaustädter
Sommergespräche3

AUGUST

Die FPÖ Donaustadt lädt am Don-
nerstag, dem 3. August 2017, zum 
„Sommergespräch“ mit Burgenlands 
FPÖ-Landeshauptmannstellvertreter 
Johann Tschürtz ins Gasthaus „Gol-
dener Hirsch“ (Hirschstettner Straße 
83, 1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 10. August 2017, 
zu ihrem „Sommergespräch“ mit 
dem Welser FPÖ-Bürgermeister 
Andreas Rabl ins Gasthaus „Golde-
ner Hirsch“ (Hirschstettner Straße 
83, 1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 17. August 2017, 
zu ihrem „Sommergespräch“ mit 
Norbert Hofer ins Gasthaus „Golde-
ner Hirsch“ (Hirschstettner Straße 
83, 1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Rabl kommt zu 
Sommergesprächen

Norbert Hofer in 
Wien-Donaustadt

10
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AUGUST

AUGUST

Sommerstammtisch 
der IFF Schärding4

AUGUST

Die Initiative Freiheitlicher Frauen 
(IFF) des Bezirks Schärding lädt am 
Freitag, dem 4. August 2017, zum 
„Sommerstammtisch“ ins Gasthaus 
„Furtnerwirt“ (Maasbach 5, 4980 
Eggerding). Beginn: 19.30 Uhr.

Sommer-Grillfest der
FPÖ Münzkirchen

Grillfest der FPÖ 
Taufkirchen/Pram

6

6

AUGUST

AUGUST

Die Innviertler FPÖ-Ortsgrup-
pe Münzkirchen lädt am Sonn-
tag, dem 6. August 2017, zu ihrem 
„Sommer-Grillfest“ bei Hermann 
Freylinger (Ficht 19, 4792 Münz-
kirchen) ein. Beginn: 10.00 Uhr.

Die Innviertler FPÖ-Ortsgruppe 
Taufkirchen/Pram lädt am Sonntag, 
dem 6. August 2017, zu ihrem Grill-
fest in der Halle der Firma Weißhai-
dinger (Pram 11, 4775 Taufkirchen/
Pram) ein. Beginn: 10.30 Uhr.
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WIEN
SPÖ-Zögern aus Angst
um türkische Stimmen
Feststellung türkischer Scheinstaatsbürger erst nach der Wahl?

„Es hat sich gar nichts reduziert“, 
stellt Wiens FPÖ-Vizebürgermeis-
ter Johann Gudenus zur Aussage 
des zuständigen SPÖ-Stadtrates 
Jürgen Czernohorszky klar. Dieser 
versuche, den Wienern nur einmal 
mehr Sand in die Augen zu streuen, 
was die Brisanz der von der FPÖ 
aufgedeckten Verdachtsfälle türki-
scher Scheinstaatsbürgerschaften 
angehe. 

Die Ankündigung Czernohorsz-
kys, Ende August das Personal 
aufstocken zu wollen, um die ak-
tuell knapp 20.000 Fälle abzuar-
beiten, kritisierte Gudenus als Ein-
geständnis des SPÖ-Stadtrats, bei 

der Feststellung illegaler türkischer 
Scheinstaatsbürgerschaften auf 
Zeit spielen zu wollen.

SPÖ will Türkenstimmen halten
„Die SPÖ will hier offensicht-

lich ganz klar tausende türkische 
Scheinstaatsbürger über den Wahl-
tag am 15. Oktober retten, um sich 
mit deren Stimmen noch das eine 
oder andere Mandat zu sichern“, 
vermutet Gudenus als Motiv hinter 

Bis Ende Juni hat die MA 35 
bisher 702 Feststellungsver-

fahren im Zusammenhang mit 
Scheinstaatsbürgerschaften ein-
geleitet. Zur Überprüfung von 
18.500 verdächtigen Personen 
auf türkischen Wählerlisten 
brauche es aber mehr Personal.

Gudenus: Wiener SPÖ auf Stimmenfang bei Doppelstaatsbürgern.

dem auffällig langsamen Vorgehen 
des Magistrats.

„Wir haben die Listen im Mai 
übergeben, jetzt haben wir Juli. Ich 
weiß wirklich nicht, worauf man 
bei der MA35 noch wartet“, erin-
nerte der FPÖ-Vizebürgermeis-
ter. Er fordert Czernohorszky und 
die MA35 auf, umgehend mit der 
Arbeit zu beginnen, um diese bis 
zum Stichtag auch beendet und die 
Wählerevidenz bereinigt zu haben. 
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An der Alten Donau bin ich am 
Sonntag in ein hübsches Lokal 
gefallen. 

Am Nebentisch saßen vier Her-
ren, die nach einem Gspritzten 
recht sympathisch diskutierten. 
Thema: der Wahlkampf.

„Bis jetzt is nix Gscheits zu hö-
ren gwesen,“ sagte Herr Nummer 
eins. Herr Nummer zwei: „Also 
i tät den Wahlkampf in Reimen 
machen. Auf des fahren die Leut 
am meisten ab.“

„Hast recht“, meinte Herr 
Nummer drei. „I hätt da glei an 
klassen Vers. Also: Wen wählen 
Jupiter und Venus? Strache, Kickl 
und Gudenus.“

„Na ja,“ warf drauf Herr vier 
ein. „I waaß an bessern: Ganz 
klar, was ich am Wahltag ma-
che, ich gehe wähln, und zwar 
den Strache.“ „Der is zu leicht,“ 
protestierte der erste Herr. „Mei-
ner geht so: Ma wird von einem 
gwissen Kern Ende Oktober nix 
mehr hörn.“ Herr zwei meldete 
Zweifel an: „Auf den Kurz reimt 
si nix. Außer F...“ „Ned ordi-
när werden“, mahnte Herr drei. 
„Trotzdem geht was auf ihn: Dem 
Kurz, zerst schwarz und jetzt tür-
kis, wird im Oktober sicher mies.“ 

Nach einer Pause aber waren 
sich alle vier einig, und sie plä-
dierten einhellig für das Resultat: 
„Verdattert wern sie sagen: Jö! 
Der Sieger ist die FPÖ.“

Da kamen meine Schinkenflek-
kerl. Ihnen widmete ich mich jetzt.

Wahl-Poesie

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff

Entlassungswelle beim Roten Kreuz
Täglich gibt es neue Horrormel-

dungen im Wiener Gesundheits-
bereich: Aufgrund massiver Geld-
not trennt sich das Rote Kreuz von 
einem Drittel der Belegschaft, es 
geht also um die Jobs von 35 Sa-
nitätern. Der Gesundheitssprecher 
der FPÖ Wien, Wolfgang Seidl, 
ist entsetzt: „Seit langem weisen 
wir auf den drohenden Zusammen-
bruch der Wiener Gesundheitsver-
sorgung hin, aber nichts passiert. 
Was die rot-grüne Stadtregierung 
hier aufführt, geht bald in Richtung 
aktiver Lebensgefährdung für die 
Bevölkerung.“

Seidl stellt sich mit seiner Kritik 
hinter den Floridsdorfer FPÖ-Klub- 
obmann Thomas Berl, hauptberuf-
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Trotz Überbelastung baut das 
Rote Kreuz Mitarbeiter ab.

lich Rettungssanitäter und Vorsit-
zender der AUF-Personalvertreter 
bei der Wiener Berufsrettung. Berl 
beschreibt den Dienst bei der Wie-
ner Berufsrettung schon vor der 
drohenden Kündigungswelle als 
prekär: „Mehrmals am Tag sind die 
Rettungsfahrzeuge bei einer Aus-
lastung von hundert Prozent am 
Limit, obwohl international fest-
gehalten ist, dass eine Grenze von 
siebzig Prozent nicht überschritten 
werden darf.“

Das Geld für die „Willkommens-
kultur“ bei der Gesundheitsver-
sorgung der eigenen Bevölkerung 
einzusparen, sei das Allerletzte, 
kritisierte Seidl und kündigte Initi-
ativen im Wiener Gemeinderat an.
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Die Landesparteilei-
tung der Vorarlberger 
Freiheitlichen hat in 
ihrer Sitzung diese 
Woche ihren Lan-
d e s p a r t e i o b -
mann Reinhard 
Bösch zum 
Spitzenkandi-
daten für die Nationalratswahl am 
15. Oktober nominiert. „Gemein-
sam werden wir einen intensiven 
und mit Sicherheit erfolgreichen 
Wahlkampf bestreiten“, zeigte sich 
Bösch optimistisch.

Den angekündigten Verkauf der 
Traglufthallen nimmt FPÖ-Lan-
desparteiobmann Markus Abwerz-
ger wiederholt zum Anlass, endlich 
politische Konsequenzen einzu-
fordern: „Die grüne Chaos-Asyl-
landesrätin Christine Baur ist für 
die Geldverschwendung von mehr 
als sechs Millionen Euro die allein 
Verantwortliche, sie muss sich für 
dieses Debakel politisch verant-
worten“, so Abwerzger und stell-
te klar: Die FPÖ war die einzige 
Fraktion, die sich gegen den An-
kauf und die Errichtung derartiger 
Notquartiere ausgesprochen hat.

Traglufthallen-Desaster

KÄRNTEN

VORARLBERG

Bösch führt Liste an

Ein im Kärntner Landtag ein-
stimmig beschlossener Dring-
lichkeitsantrag der FPÖ zeigt nun 
einen Weg auf, wie die Misere 
rund um die missverständlichen 
Formulierungen im Tierschutzge-
setz NEU und die Vermittlung von 
Tieren via Internet durch seriöse 
Tierschutzvereine saniert werden 
kann. Aufbauend auf der Kärntner 
Akutlösung soll nun auch bundes-
weit auf FPÖ-Initiative eine end-
gültige und nachhaltige Lösung im 
Sinne der Tierschutzvereine und 
insbesondere der von ihnen betreu-
ten Tiere umgesetzt werden. Mit 
dieser Lösung sei den unzähligen 
Tierschutzvereinen das Vorstellen 
armer herrenloser Tiere auf Inter-
netplattformen weiterhin möglich. 
FPÖ-Tierschutzsprecher Josef Rie-
mer wird auch einen entsprechen-
den Antrag in der nächsten Natio-
nalratssitzung einbringen.

Tierschutz saniert

Vergangenen Freitag wurde 
Landtagsabgeordneter Udo Land-
bauer am Fusionierungsparteitag 
der Freiheitlichen in Wiener Neu-
stadt mit 94 Prozent als Bezirks-
parteiobmann von Stadt und Land 
gewählt. „Ich bin überwältigt und 
freue mich, die Arbeit für unsere 
Bürger konsequent fortsetzen zu 
können“, so Landbauer, der seit 
2007 Bezirksobmann des Stadt-
bezirkes war. „Der Bezirk Wiener 
Neustadt ist zwar riesig, aber wir 
Freiheitliche ziehen gemeinsam an 
einem Strang und werden die FPÖ 
stärker denn je machen“, sagte der 
neue Bezirksparteiobmann.

Udo Landbauer

NIEDERÖSTERREICH

Blauer Erfolg in
Wiener Neustadt

Reinhard Bösch

TIROL

OBERÖSTERREICH
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Für unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge werden 

Unsummen an Geld ausgegeben. 
Bezahlen kann das wieder einmal 
der österreichische Steuerzahler. 

In einer Anfrage der FPÖ im Lin-
zer Landtag wurden die oberöster-
reichischen Landesräte Birgit Ger-
storfer (SPÖ) und Rudi Anschober 
(Grüne) zu den Kosten für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge 
(UMF) befragt. Die Anfragebeant-
wortung zeigt auf: Für UMF wird 
ordentlich Steuergeld verpulvert.

400 Millionen Euro im Jahr
Laut Schätzungen des Fiskalrats 

werden die UMF den Steuerzahler 
im kommenden Jahr mehr als 400 
Millionen Euro kosten. „Neben der 
Tatsache, dass die Kosten für aktu-
ell 774 UMF bundesweit auf über 
400 Millionen Euro im kommen-
den Jahr steigen werden, gibt es 
hier zahlreiche weitere Ungereimt-

heiten“, kritisierte der FPÖ-Klub-
obmann Herwig Mahr.

Der Tageshöchstsatz für die teu-
erste Unterbringung in Oberöster-
reich beträgt momentan 95 Euro. 
„Mehr als 86 Prozent sind in der 
teuersten Wohnform untergebracht. 

Das macht im Monat pro Person 
satte 2.898 Euro aus. Alleine für 
diese Unterbringungsform belau-
fen sich die monatlichen Kosten 
für gerade einmal 382 minderjäh-
rige Flüchtlinge auf 1,1 Millionen 
Euro“, sagte Mahr.

1,1 Millionen Euro pro Monat für 
minderjährige Flüchtlinge
Eine Anfragebeanwortung bringt brisante Zahlen zum Vorschein

Die Freiheitlichen warnen seit 
Jahren vor der dramatischen Ver-
schlechterung der Sicherheitslage 
in unserem Land. Berichte des In-
nenministeriums, schriftliche An-
fragebeantwortungen, die Aussa-
gen ranghoher Exekutivbeamter 
sowie tragische Vorfälle geben der 
FPÖ recht.

Eine Anfragebeantwortung des 
Innenministeriums verdeutlicht den 
dringenden Handlungsbedarf: Laut 
den Zahlen des BMI fehlen alleine 
in der Steiermark 270 Exekutivbe-
amte. Viele in den Ruhestand über-
getretene Polizisten wurden seit 
Jahren nicht in angemessener An-
zahl durch junge Kollegen nachbe-
setzt. Das führte zu einem massiven 
Personalnotstand. Die im Dienst 
befindlichen Beamten sind auf-
grund dessen und der Vielzahl an 
Sonderzuteilungen seit langer Zeit 
höchsten Belastungen ausgesetzt. 

„Die Bevölkerung hat ein Recht 
auf Sicherheit. Es ist Aufgabe der 
Politik, diesem Bedürfnis durch 
Neuaufnahmen und der raschen 
Versetzung von Polizisten in die 
Steiermark gerecht zu werden“, 
erklärte FPÖ-Klubobmann Mario 
Kunasek und kritisierte dabei die 
großmundige Ankündigungspolitik 
der Landesregierung, die bis dato 
zu keiner Stärkung der Exekutive 
beigetragen habe.   

Österreichs Exekutive, von Rot-
Schwarz im Stich gelassen.

Stärkung der Exekutive
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Kostentreiber im Asylwesen: Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge.
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Burkini-Verbot in Bädern 
wird einfach ignoriert 
ÖVP-Vizebürgermeister Preuner lässt Bademeister im Regen stehen!

Das Tragen von speziellen Bade-
anzügen für moslemische Mädchen 
und Frauen, sogenannte „Burki-
nis“, ist in den Freibädern der Stadt 
Salzburg und dem AYA-Hallen- 
und Freibad durch die Badeord-
nung nicht erlaubt. Nur wird dieses 
Verbot von vielen moslemischen 
Frauen einfach ignorieren.

„Die Bademeister sind in dieser 
Angelegenheit machtlos und resig-

nieren, da man in den meisten Fäl-
len die Burkini-Trägerinnen nicht 
dazu bewegen kann, das Becken 
zu verlassen“, kritisierte FPÖ-Klu-
bobmann Andreas Reindl die Miss-
stände: „Und gelingt es doch, bege-
ben sich diese eben in das nächste 
Becken, wo das gleiche Spiel von 
vorne beginnt.“ Dies sei jedoch 
nicht nur ein Problem in der Lan-
deshauptstadt, auch aus sämtlichen 
Bezirken würden ähnliche Vorfälle 
gemeldet.

Verbot durchsetzen!
Während österreichische Ju-

gendliche, die aufgrund eines 

Die Freiheitlichen in der Lan-
deshauptstadt fordern die 

strikte Umsetzung des „Burki-
ni“-Verbots, nicht nur in Salz-
burg, sondern in ganz Österreich!

Sonnenbrands mit einem Leiberl 
schwimmen, das Becken wegen 
ordnungswidriger Badekleidung 
sofort verlassen müssen, werden 
diese von den – meist jugendli-
chen – „Burkini“-Trägerinnen teils 
sogar verhöhnt. „Der zuständige 
ÖVP-Vizebürgermeister Harald 
Preuner übt sich im Wegschauen 
und lässt seine Bademeister, die 
durch das Ignorieren der Vorschrif-
ten der Lage nicht Herr werden, im 
Regen stehen. Wer sich nicht an 
die Regeln hält, soll das Bad ver-
lassen und bei Widerstand auch nie 
wieder betreten dürfen“, forderte 
Reindl.
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Im Zuge der Salzburger 
SWAP-Affäre durften nun auch 
zwei nach der Landtagswahl 2013 
zurückgetretene Spitzenpolitiker 
der SPÖ auf der Zeugenbank Platz 
nehmen.

Dabei stützten Ex-Landeshaupt-
frau Gabi Burgstaller und Ex-Lan-
desfinanzreferent David Brenner 
den sichtlich schwer angeschla-
genen Bürgermeister Heinz Scha-
den, indem sie die Vorwürfe einer 
Stadt-Land-Absprache demen-
tierten und Detailfragen aufgrund 
diverser Erinnerungslücken nicht 
beantworten konnten.

Dass sich die beiden jedoch an 
keine Details mehr erinnern kön-
nen – oder vielleicht gar nicht 
mehr erinnern wollen – ist mehr 
als unglaubwürdig und stellt wohl 
eine Verhöhnung des Gerichts und 
unserer ganzen Justiz dar. Aber 
wer wird sich schon freiwillig 
selbst belasten?

Bis heute ist unverständlich, wa-
rum seitens der Politik nur Scha-
den und Raus auf der Anklagebank 
sitzen, wohingegen Burgstaller 
und Brenner lediglich als Zeugen 
geladen werden. Es zeigt sich im-
mer mehr, dass Monika Rathgeber 
wahrscheinlich zum dritten Mal 
das Bauernopfer für die damali-
ge rot-schwarze Landesregierung 
werden wird und die mutmaßli-
chen Hauptverantwortlichen sich 
durch geschicktes Negieren und 
ein anscheinend sozialdemokra-
tisches Vergesslichkeitssyndrom 
aus der Verantwortung stehlen.

Denn niemand kann sich erin-
nern, also kann auch niemand ver-
antwortlich sein. Jeder, der in der 
Privatwirtschaft derart fahrlässig 
handeln und einen Millionenscha-
den verursachen würde, dürfte 
sich eher auf der Anklagebank 
wiederfinden.

Erinnerungslücken

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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Bekleidungsvorschriften gelten in Salzburgs Freibädern für Inländer, aber nicht für moslemische Einwanderer.

Die FPÖ Burgenland hat nun-
mehr die Listen zur Nationalrats-
wahl bestellt. Der Dritte Präsident 
des Nationalrats, Norbert Hofer, 
führt die Landesliste an. Ihm fol-
gen der FPÖ-Landesparteisekretär 
Christian Ries und die IFF-Obfrau 
Stefanie Karlovits. 

Die burgenländischen Freiheitli-
chen haben dabei ein klar definier-
tes Ziel vor Augen und das heißt 
Regierungsbeteiligung – denn 
ohne die FPÖ wird sich nichts än-
dern. Die Bundesregierung gebe 
dasselbe Bild ab wie die letzte 

rot-schwarze Landesregierung im 
Burgenland: heillos zerstritten, be-
häbig und visionslos. Die FPÖ tre-
te hingegen als geschlossene Partei 
mit Elan und Schlagkraft an.

„1999 haben wir ein hervorra-
gendes Wahlergebnis erreicht. In 
diese Richtung sollte es gehen. 
Vielleicht können wir ja die Latte 
nach oben anheben, denn am Ein-
satz wird’s bei uns nicht fehlen. 
Die FPÖ-Regierungsbeteiligung 
hat im Burgenland viel bewirkt und 
Schwung ins Land gebracht“, er-
klärte Ries. 

Freiheitliche Kandidaten
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Norbert Hofer führt Burgenlands 
NR-Wahlliste 2017 an.

LÄNDER-
SACHE
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etwa in der Stei-
ermark. Hannes 
A m e s b a u e r , 
Landes-Spi t -
z e n k a n d i d a t 
für die Nati-
onalratswahl, 
legt in der 
„Kronen Zei-

tung“ einen ganzen Forderungs-
katalog vor. Enthalten sind mehr 
Polizei und sofortige Abschiebung 
ausländischer Dealer.

Die FPÖ wird den Wahlkampf 
mit HC Strache als Spitzenkan-
didat und einem 
ebenfalls stark prä-
senten Dritten Na-
tionalratspräsiden-
ten Norbert Hofer 
bestreiten. Wie 
das ablaufen wird, 
skizzierte Hofer im 
Interview mit den 

FREITAG, 21 . JULI 2017
HINTERGRUND 3

MARIA ZIMMERMANN

Der Hofburg-Kandidat vom Vorjahr

wird auch im Nationalratswahl-

kampf eine tragende Rolle spielen.

Dass die FPÖ absacken könnte, weil

sich vor allem die ÖVP auf ihre The-

men draufsetzt, glaubt Norbert Ho-

fer nicht. Über Regierungsverhand-

lungen, Koalitionsvorlieben, über

Antisemitismus in den eigenen Rei-

hen und einen aus seiner Sicht gro-

ben Schnitzer von SPÖ-Chef Kern.

SN:Wie groß ist Ihre Lust auf
Wahlkampf, nachdemSie
fast ein Jahr im Einsatz für
die Präsidentschaftswahl waren?

Norbert Hofer: Die Erholungsphase

ist seit Monaten vorbei. Und ganz

ehrlich: Sechs Wochen Wahlkampf

ab September schrecken mich über-

haupt nicht. Ich freu mich drauf.

SN: Durch denHofburg-Wahl-
kampf haben Sie hohe
Popularitätswerte. Inwiefern
werden Sie eine tragende
Rolle imWahlkampf spielen?
Heinz-Christian Strache und ich

werden beide eine Österreich-Tour

machen und alles daransetzen, um

ein Maximum an Stimmen zu errei-

chen. Ich hab ein sehr gutes Gefühl.

SN: Gibt es eine Arbeitsteilung?

Nicht thematisch. Aber Heinz-

Christian Strache wird die großen

Fernsehauftritte bestreiten. Einige

Auftritte zwischendurch werde

auch ich machen. Wir werden ein-

fach beide sehr präsent sein.

SN: Haben Sie nicht Sorge,
dass die FPÖuntergehen könnte?

ÖVP-Chef Kurz setzt auf
MigrationsthemenundSPÖ-Chef

Kern schwenkt darauf ein.
Nein, weil es unsere Themen sind.

Ich höre immer wieder: Ihr habts

recht behalten. Und ich gebe nichts

darauf, was jemand ankündigt. Was

zählt, ist, was jemand macht. Und

ich erlebe zum ersten Mal, dass eine

Regierung nicht mit einer Bilanz in

den Wahlkampf zieht, sondern dass

man betont, was man zu tun ge-

denkt. Das wird, wenn wir unseren

Wahlkampf starten, ab September

ein Thema von uns sein. Auch, was

Kurz sagt. Etwa: „Der Islam ist ein

Teil von Österreich.“ Wir sehen das

nicht so und werden das klar he-

rausarbeiten. Es muss klar sein, wo-

für die FPÖ in der Regierung steht.

SN: Steht für Sie außer Frage,
dass die FPÖ in der nächsten
Regierung sitzenwird?
Nein. Aber die Wahrscheinlichkeit,

dass wir mitregieren, ist sehr hoch.

Ich sehe sie bei mehr als 50 Prozent.

Aber Rot-Schwarz oder umgekehrt

kann man nicht abschreiben – weil

klar ist, dass einer der beiden Par-

teichefs nicht mehr Parteichef sein

wird.

Die FPÖ will in die Regierung. Vizeparteichef Norbert Hofer e
rklärt, wie das gelingen soll und warum die Freiheitlichen

diesmal besser vorbereitet sind als bei der Wahl 1999. Außerdem hat er schon Pläne für die nächste Hofburg-Wahl.

„Wir wissen genau, was wir

wollen“
SN:Welches Ressort würde
Sie denn interessieren?
Das vor einer Wahl zu sagen wäre

verwegen. Man weiß ja nicht, mit

welcher Partei man koaliert. Ich ha-

be es auch von Kern für einen Feh-

ler gehalten, zu sagen, dass die SPÖ

das Finanz- und das Wirtschaftsmi-

nisterium will. Mein Motto: erst die

Wahl schlagen, dann verhandeln.

SN: Aber das Sozialministerium
würde Sie schon reizen?
Nein. Das wäre zwar mein Thema.

Aber ich sage sicher nicht, dass ich

Sozialminister werden will. Außer-

dem wird sich keine Partei um das

Sozialministerium reißen. Denn in

der nächsten Legislaturperiode

wird das eine Baustelle. Von der Ge-

samtreform der Mindestsicherung

bis zur Reform der Schwerarbeiter-

pension – es muss möglich sein,

dass Schwerarbeiter abschlagfrei

früher in Pension gehen. Und na-

türlich die Frage, welche Sozialleis-

tungen Zuwanderer erhalten. Wir

sind erst nach fünf Jahren legalem

Aufenthalt für Transferleistungen.

SN: Die Vorbehalte in der FPÖ
gegen dieÖVP sind seit Schwarz-

Blau nachwie vor groß. Viele
würden liebermit der SPÖ
koalieren.Mit wemwürden
Sie lieber regieren?
Es war tatsächlich so, dass man ge-

sagt hat: Sollen wir nicht mit der

SPÖ zusammenarbeiten? Aber das

Eintreten der Ehefrau von Kanzler

Kern in das Komitee Haselsteiner

zur Verhinderung der FPÖ in der

Regierung hat diese Stimmung

schwerst eingetrübt . Das war einer

der schwersten Fehler, die Kern in

Bezug auf die FPÖ machen konnte.

Daher: Wir sind weder beste Freun-

de der SPÖ noch der ÖVP. Wir wer-

den pragmatisch entscheiden. Das

ist keine Sympathiefrage.

SN: Sie sagen, die SPÖ-
Koalitionsbedingungen sind
kein Problem für die FPÖ. Nach

antisemitischen Äußerungen,
die FPÖ-Nationalratsabge-
ordneter Johannes Hübner
gemacht haben soll, sagt Kern,

das sei inakzeptabel, dafür
brauche er keinenWertekatalog.

Muss Hübner zurücktreten?
Kern hat recht, dass das inakzepta-

bel wäre. Wären diese Worte so ge-

fallen, hätte ich keine Freude damit.

Und es ist nicht gut, wenn ich keine

Freude habe. Aber in Gesprächen

mit FPÖ-Generalsekretär Herbert

Kickl hat Hübner versichert, dass

die Vorwürfe nicht stimmen. Und

dass er jeden Verdacht in Richtung

Antisemitismus vermeidet. Darauf

muss jeder Politiker achten. Das

sind wir unserer Geschichte schul-

dig. Das ist mir persönlich wichtig.

SN: Die FPÖ versucht seit einiger

Zeit, sich von antisemitischem
Gedankengut abzugrenzen.
Dennoch gibt’s solche Vorwürfe

fast nur gegen Blaue.Warum?
In Wirklichkeit gibt es ja nicht nur

Vorwürfe gegen Blaue. Aber bei der

FPÖ achtet man halt besonders

drauf. Das muss man als Funktionär

auch wissen. Vor Wahlen bin ich au-

ßerdem immer sehr vorsichtig, was

Umfragen, Ankündigungen und

Anschuldigungen angeht.

SN:Welche Koalitionsbedin-
gungen stellt denn die FPÖ?
Das Wichtigste wird der Ausbau

direktdemokratischer Instrumente

sein. Zweitens: runter mit der Steu-

er- und Abgabenquote. Neue Steu-

ern kommen für uns nicht infrage.

Wir sagen daher: So, wie es Regie-

rungsvorlagen gibt, die im Parla-

ment beschlossen werden, soll der

Rechnungshof solche Vorlagen ma-

chen: fertige Gesetzestexte, damit

das Parlament über die RH-Vor-

schläge abstimmen kann. Das wür-

de Gewaltiges verändern. Derzeit ist

es so: Der RH legt dem Parlament et-

was vor, alle applaudieren und das

war’s. Wenn wir eine echte Schnitt-

stelle schaffen – der RH ist ein Hilfs-

organ des Parlaments –, wo uns Le-

gisten und Volkswirte sagen, das

kostet uns anfangs das, aber dann

wirkt es sich so aus, dann kann das

Parlament gestärkt werden.

SN: Hat der RH überhaupt
die Ressourcen dafür?
Nein, die muss man schaffen. Das

würde sich 1000 Mal rechnen.

SN: Zum FPÖ-Steuerprogramm:

Wie will man die angekündigten

zwölf bis 14Mrd. Euro einsparen?

Beginnen muss man bei den Sub-

ventionen: Wir liegen mit 18 Mrd.

Euro im Jahr weit über dem EU-

Schnitt. Wir brauchen eine echte

Transparenzdatenbank. Zweitens:

Gesundheitswesen. Bei der Stand-

ortplanung haben wir erhebliche

Mängel, die Mehrausgaben von 4,75

Mrd. Euro verursachen, weil die

Leute in den falschen Betten liegen,

etwa Pflegepatienten im Akutbett.

Außerdem hat ein Patient nichts da-

von, wenn er in einem Spital sitzt,

wo die Operation, die er braucht,

ein Mal im Jahr gemacht wird. Und

wenn wir bei den Lohnnebenkosten

runterkommen können, dann

bringt das auch einen erheblichen

wirtschaftlichen Effekt. Ein ande-

rer Vorschlag wird sein, wie man

den Dienstleistungsscheck besser

gestalten oder Bagatellsteuern ab-

schaffen kann. Wir werden diesmal

anders vorbereitet sein auf Regie-

rungsverhandlungen als 1999.

SN: Also besser?
Wir schauen uns seit Monaten an,

was umsetzbar ist. Wir wissen ge-

nau, was wir wollen. Die Regierung

ab 2000 war nicht die schlechteste.

Aber die FPÖ ist oft nicht fair be-

handelt worden. Die ÖVP versuch-

te, alle Erfolge an sich zu ziehen.

Das wird es nicht mehr geben. Es

wird ein glasklares Konzept am Ver-

handlungstisch geben und es muss

eine faire Partnerschaft sein, wie im

Burgenland mit der SPÖ oder in

Oberösterreich mit der ÖVP.

SN: Läuft die FPÖ nicht Gefahr,

in der Regierungwieder zu
verlieren, weil sie keine kantige

Oppositionspolitikmehrmachen

kann? Beim letztenMal kam
es sogar zur Parteispaltung.
Da gibt es nur ein Rezept, nämlich

gut regieren. Im Burgenland haben

SPÖ und FPÖ in den Umfragen zu-

gelegt. Es ist also kein Naturgesetz,

dass man als kleine Partei in der Re-

gierung verliert.

SN:Was halten Sie von
den Plänen Peter Pilz’?
Ich bin nicht berufen, darüber zu

urteilen. Aber wenn jemand jahr-

zehntelang auf dem Ticket einer

Partei sitzt und durch diese Partei

auch seinen Lebensunterhalt be-

streitet, dann kann ich nur sagen:

Ich würde so etwas nicht machen.

Noch dazu im Wissen, meiner Par-

tei maximal zu schaden.

SN: Gibt’s auch Urlaub in
diesemWahlkampfsommer?
Im Intensivwahlkampf geht gar

nichts. Jetzt sind Tagesausflüge und

ein Kurzurlaub Ende August ge-

plant. Ansonsten bin ich jede freie

Minute auf dem Flugplatz, weil ich

grad den Flugschein mache. Wenn

die Wahl nicht wäre, hätte ich den

Schein schon im September. So

muss ich die Wahl abwarten, dann

wahrscheinlich verhandeln. Aber

ich hoffe, dass ich den Schein heuer

noch kriege. Den nächsten Präsi-

dentschaftswahlkampf werde ich

schon selbst fliegend bestreiten.

Der Dritte Nationalratspräsident und FPÖ-Vizeparteichef Norbert Hofer gilt

als Fixstarter in einemmöglichen blauen Regierungsteam. BILD: SN/APA/TECHT

„Da kann ich nur sagen:
Ich würde so etwas
nicht machen.“

Norbert Hofer über Peter Pilz

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoehoeferl - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Die Seele baumeln lassen

Hopfen und Lavendel
Bei nervösen Erschöpfungszu-
ständen kann ein Tee sehr hilf-
reich sein, dessen Grundlage ei-
ne Mischung aus je 1 Teil
Hopfen- und Lavendelblüten
darstellt. Davon nimmt man 2
Teelöffel, übergießt sie mit 1/4

Liter kochendem Wasser und
lässt beides zusammen 15 Mi-
nuten zugedeckt ziehen. Zum
Schluss am besten ungesüßt
trinken. 3 Wochen hindurch je-
weils 1 Tasse in der Früh und am
Abend schluckweise zu sich
nehmen.

Hing’schaut und
g’sund g’lebt

KRÄUTERPFARRER BENEDIKT

facebook.com/kraeuterpfarrer       kraeuterpfarrer.at  

GERHARD FELBINGER

gerhard.felbinger@kronenzeitung.at

Steiermark
Inoffiziell

FRANZISKA TROST

Was uns
bewegt

Mit Hopfen den Körper entspannen

Leider wird in Graz sogar auf offener Str
aße gedealt. In den Parks ist es besonde

rs schlimm

Heroin, Kokain, Cannabis FPÖ verlangt Expertengipfel

Neuer Bericht: Drogendealer
machen ganz Graz unsicher!
Der aktuelle Drogenbericht hat’s in

sich: Die Sucht-

mittelkriminalität in Österreich nimm
t zu, innerhalb ei-

nes Jahres ist die Zahl entspreche
nder Anzeigen um

zehn Prozent gestiegen. Die Steierm
ark bildet da keine

Ausnahme, hierwird derDrogenmark
t vonAfghanendo-

miniert. Die FPÖ verlangt daher eine
n Expertengipfel.

„Der Suchtmittelkonsum

sowie der Handel mit verbo-

tenen Substanzen sind nach

wie vor existent. Als zentra-

ler Schwerpunkt in der Stei-

ermark ist die Landeshaupt-

stadt Graz anzusehen.“ – So

steht’s recht nüchtern im of-

fiziellen Drogenbericht des

Innenministeriums. Und

weiter: „Zu den gehandelten

Suchtmitteln gehören Dro-

gen aller Art wie Heroin,

Kokain, Cannabisprodukte,

Substitutionsmittel, neue

psychoaktive Substanzen

und Benzodiazepine.“ Zu

den Tätergruppen, so wissen

die Behörden, zählen haupt-

sächlich Afghanen, aber

auch viele West- und Nord-

afrikaner, Serben, Albaner,

Rumänen usw. wurden in

den vergangenen Monaten

auffällig. „Außerdem trans-

portieren Staatsangehörige

der Balkanländer verschie-

dene illegale Suchtmittel aus

den Balkanländern in die

Steiermark“, liest man im

aktuellen Polizeibericht.
Starker Tobak für die

Freiheitlichen. „Es braucht

jetzt ein hartes und ent-

schlossenes Vorgehen gegen

den Drogenhandel und den

Suchtmittelmissbrauch“,
fordert Blauen-Abgeordne-

ter Hannes Amesbauer, der

gleich ein ganzes Maßnah-

menpaket vorlegt.
Erstens Abhaltung eines

Anti-Drogen-Gipfels, zwei-

tens eine Neuauflage der

Publikation „Die neue steiri-

sche Suchtpolitik“ sowie ei-

ne Aufklärungskampagne,

mehr Polizei und sofortige

Abschiebemaßnahmen ge-

gen verurteilte Ausländer.

Amesbauer zur „Krone“:

„Jetzt muss eine Keine-To-

leranz-Strategie her!“
Gerald Schwaiger

Im malerischen Ambiente des Grazer Priesterseminars

(Innenhof) wird im Rahmen des Märchensommers Stei-

ermark noch bis zum 20. August die unterhaltsame Ge-

schichte von „Alice im Wunderland“ erzählt. Intendan-

tin Nina Blum sorgt dabei für ein besonderes Theatere
r-

lebnis für Groß und Klein ab dem vierten Lebensjahr.

Alsdann, kommen wir
zum Erfreulichen: Schick-

hofer und seine Frau Ulrike
erwarten Nachwuchs. Im
Jänner gesellt sich zuMinna
(8) und Vincent (6) noch ein
G’schwisterl. Dass sich Fa-

milienmensch Schickhofer
wie der berühmteSchneekö-

nig darauf freut, versteht

sich...
Aber jetzt zu den Miesel-

süchtigen: Sie wollen in der
anstehenden Geburt den
GrundfürdieAbgabedesFi-

nanzressorts – Schickhofer
hatte ja zu Sommerbeginn

undSPÖ-Parteichef, so. Ihn
erwartet ein großes, ein sehr
erfreuliches Ereignis, aber
Parteifreunde ätzen schon
wieder imHintergrund...

EskannderBestenicht imFrieden leben, wenn es
dem bösen Nachbarn nicht

gefällt. Aktuell geht’s Mi-

chael Schickhofer, LH-Vize

Michael Schickhofer wird zum dritten Mal

Vater Steirer-Delegation mit Landeschef

an der Spitze bei den Bregenzer Festspielen

Papafreuden für LH-Vize

dieFinanzendemParteikol-

legen Anton Lang überant-

wortet – gefunden zu haben.

Was wirklich eine üble Un-

terstellung ist: Insider ken-

nen denPlan schon seitMo-

naten, dawar vonBabynoch
lange keine Rede...

Die einzigartige Kulisse
der Seebühne macht die

Bregenzer Festspiele jedes
Jahr aufs Neue zu einem be-

sonderenErlebnis–auch für
eine Steirer-Delegation mit

Landeshauptmann Her-

mann Schützenhöfer an der
Spitze. Immerhin bieten die
Festspiele einen guten Rah-

men, um Kontakte und Be-

ziehungen zu pflegen und
neue zu knüpfen!

Familie Schickhofer bei einemWanderausflug.

Mobbing
„Er gehört ausgeschalten

(sic), . . . bringt ihm (sic) da-
zu, dass er von einer Brücke
springt oder sich untern
Zug liegt (sic) . . .“ Das ist
nur eines der unfassbar bru-
talen Facebook-Postings,
die ein Schüler in Kärnten
tagtäglich ertragen muss.
Der 15-Jährigewird seit Mo-
naten gemobbt, von einer
amtsbekannten Jugend-
gruppe gepeinigt, sogar
schwer verprügelt und mit
Mord bedroht. Es gab Ver-
haftungen, doch fürweitere
Festnahmen fehle die Ver-
hältnismäßigkeit, erklärt
die Staatsanwaltschaft.
Und so geht das Martyrium
für ihn immer weiter.
Mobbing ist kein neues

Phänomen. Es gab immer
die Schulhof-Bullys, die ihre
eigene Sicherheit daraus
gewannen, andere klein zu
halten. Doch die Welt der
sozialen Medien hat dem
Mobbing eine völlig neue
Dimension verliehen. Frü-
her war es viel leichter, sich
in ein schützendes Umfeld
zu flüchten, in der Familie
oder im eigenen Freundes-
kreis den Attacken der Mit-
schüler zu entkommen.
Doch das Internet ist über-
all – mit dem Smartphone
als Waffe können die Täter
ihre Opfer rund um die Uhr
verfolgen. Mobbing macht
keine Ferien.
Fast 30 Prozent der Kin-

der und Jugendlichen in Ös-
terreich gaben in einer Um-
frage an, schon einmal ge-
mobbt worden zu sein. Eine
erschreckend hohe Zahl. Ei-
ne, die zeigt, wie hoch der
Handlungsbedarf in unserer
Gesellschaft ist. Und es darf
einfach nicht sein, dass die-
sem 15-jährigen Burschen
nicht geholfen werden
kann. Er hat es nicht ver-
dient, diesen Kampf alleine
auszutragen. Keiner hat
das.

Auszeit ist angesagt. Die
Schienen des unerbittli-

chen Alltags haben Gott sei
Dank auch Weichen, die bei
vielen momentan auf erhol-
samen Urlaub gestellt sind.
Wenn das allerdings nicht
möglich ist, so lässt uns den-
noch der Sonntag vielerorts
aufatmen und zur Ruhe kom-
men. Gewiss bleibt die Sorge
um das eigene Haus nicht auf
der Strecke, und im Garten ist
ebenfalls einiges zu tun.

Apropos Garten: Da gibt es
doch auch vieles wieder
neu zu entdecken. In ei-
ner Ecke rankt sich vor
mir ein schlingendes
Grün hoch, das über
und über mit Blüten
geschmückt ist, die
sich wie kleine La-
ternen ausneh-
men. Schauen wir
auf die Inhaltsstoffe
des konkreten Ge-
wächses, des Hop-
fens (Humulus lu-
pulus), so können

wir folgende Wirkungen fest-
stellen: Durch die Gerb-

und Bitterstoffe dieses
Hanfgewächses wird
der Appetit angeregt,

bei unruhigen
Nerven, bei De-
pressionen und

Einschlafstö-
rungen

gleicht der
Hopfen aus,
und schließlich

ist diese Heilpflanze
auch bei Menstruationss-

törungen hilfreich.

In der Phytotherapie be-
dient man sich meist der
Wirkstoffe mittels eines Tees,
der aus den reifen Zapfen-
schuppen der weiblichen
Hopfenblüten bereitet wird.
Und wie selten im Reich der

Kräuter ist der wertvolle
Hopfen dazu geeignet, wie
bei einem Ochsengespann ei-
ne zweite Heilpflanze unter
dasselbe Joch zu spannen, um
unsere Befindlichkeit aus
mancher unguten Situation
im wahrsten Sinne des Wor-
tes herauszuziehen. In diesem
Zusammenhang fällt mir der
Lavendel ein, der ebenfalls in
vielen kleinen grünen Para-
diesen rund ums Haus zu fin-
den ist. Übrigens: Wer sich
eingehender mit der Wirkung
der Kräuter beschäftigen
möchte, kann dies bei einem
3-Tages-Seminar im Kräuter-
pfarrer-Zentrum in Karlstein
an der Thaya tun (9. bis 11.
August 2017).

Bernhard Rinner, IngridWop-
mann, Elisabeth Sobotka, Alfred
Wopmann, die Schützenhöfers.

Kräuterpfarrer-Zentrum, 3822 Karlstein/Thaya, Tel. 02844/7070
-11

franziska.trost@kronenzeitung.at

Straffällige Ausländer sind
beiVerstößen gegen das
Suchtmittelgesetz sofort
abzuschieben. Es braucht
da ein hartes
Vorgehen.

FPÖ-Abgeordneter
Hannes
Amesbauer
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Medien

GEZWITSCHER

„Salzburger Nachrichten“. Ob-
wohl Hofer die Chance auf eine 
FPÖ-Regierungsbeteiligung 
„bei mehr als 50 Prozent“ ein-

schätzt, warnt er auch 
vor der Möglichkeit 
einer Neuauflage der 
rot-schwarzen Cha-
os-Koalition.

Alarmiert reagieren 
FPÖ-Politiker auf die 
enorme Zunahme der 
Drogenkriminalität, 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Zum zweiten Mal stolpert der 
„Spiegel“ über das Buch „Fi-

nis Germania“ des 2016 gestor-
benen Historikers und Zivilisa-
tionskritikers Rolf Peter Sieferle.

Die „Spiegel“-Bestsellerliste ist 
das vermutlich bedeutendste Ran-
king im deutschen Buchhandel und 
regelt de facto die Platzeriung der 
Bücher in den Buchhandlungen. 
Jetzt hat die Redaktion das Buch 
Sieferles, zuletzt auf Platz sechs 
der Sachbuchbestseller, aus seiner 
Liste gelöscht. 

Doppelter Skandal
Bereits bei der Bewertung durch 

Literaturkritiker im Juni hat das 
Magazin für Aufsehen gesorgt. 
Sein Juror, der das Buch als Bestes 
empfahl, wurde von seinen Kolle-

gen und seiner Redaktion derart ge-
maßregelt, sodass er das Gremium 
verließ.

Für Kritik sorgt jetzt nicht nur, 
dass der „Spiegel“ Sieferles Buch 
aus seiner Liste gelöscht – und so-
mit eine auf messbaren Daten be-
ruhende Statistik manipuliert – hat, 
sondern vor allem, dass er es heim-
lich und intransparent getan hat, 

„Spiegel“ zensuriert erstmals 
seine Buchbestseller-Liste
Kritisches Buch zur Situation Deutschlands wurde gelöscht

ohne Hinweis oder Begründung: 
Die deutsche „Welt“ vergleicht das 
mit dem Vorgehen sowjetischer 
Zensoren, die „NZZ“ nennt es ein 
„Armutszeugnis“.

Während Deutschlands elitäre 
Journalisten das Buch zerreißen, 
reagiert das Publikum anders: In 
den Amazon-Bestsellern hält sich 
das Buch seit Tagen auf Platz eins.
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Schluss mit der rot-schwarz-grü-
nen Verbotspolitik! Viele Gastrono-
men befürchten durch das beschlos-
sene generelle Rauchverbot massive 
Umsatzeinbußen.

GEFÄLLT MIR

Lassen wir die Wirte und Kon-
sumenten doch bitte selbst 
entscheiden!

HC Strache
25.07.2017

4.744 Personen gefällt das.

Sieferles Bücher: Von Lesern gestürmt, von der Presse verdammt.

„Das ist was ganz Neues“, sagt 
#Pilz. Er gründet eine Partei, 
die Nichtwähler abholen soll. 
Welche Partei will das nicht? 
#mittagsjournal

#Kurz will eine Kooperation mit 
der #Türkei. Wie passt das mit 
seinen heftigen Attacken gegen 
die Türkei zusammen? 

David Millmann
@DavidMillmann

FrankenEy
@ey_frank

25.07.17 03:24

24.07.17 23:28

Eine kleine Stichelei des Peter 
Pilz gegen seine alte Partei, die im-
mer mehr Wähler an die Gruppe der 
Nichtwähler verliert.

„Was kümmert mich mein Ge-
schwätz von gestern.“ – Kurz ko-
pert jetzt auch noch Adenauer. 

WHATSAPP
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William Shakespeares Gewissenstragödie

Gioacchino Rossini und Richard Wagner in Erl

Gut und Böse mit „Macbeth“ im Schloss Marchegg

„Semiramide“, „Lohengrin“ und „Götterdämmerung“ werden in Tirol enthusiastisch gefeiert

dienende Schloss im Hintergrund 
erstrahlt in passenden Farben oder 
verdunkelt sich gespenstisch.

Regisseur Anselm Lipgens ver-
zichtet, wiewohl das Stück vorwie-
gend in Schottland spielt, auf die 
üblichen „Entstaubungen“ und sich 
aufdrängenden Aktualisierungen 
(ein einziges Mal ertönt das Wort 
„Brexit“).

Dass von siebenhundert Sitzplät-

Somm als Ortrud im Domina-Look 
ist fulminant. 

Auch in der „Götterdämmerung“, 
zumal in den symphonischen Pas-
sagen, kann Kuhn mit vorzüglicher 
Orchesterarbeit punkten. Der Chor 
ist beim Mannenruf zu gewaltiger 
Lautstärke fähig, lässt es aber im Pi-
ano an Homogenität vermissen. 

Mona Somm ist mit großer 
Leidenschaft bei der Sache, ihre 

zen nur etwa zweihundert besetzt 
waren, ist schade. Die Sponsoren 
wie auch die Akteure mögen sich 
in ihrer Leidenschaft, an diesem 
Ort erstklassiges Theater zu spie-
len, durch den schütteren Publi-
kumszulauf fürs nächste Jahr nicht 
einbremsen lassen.  

Das klappern sogar die Störche 
bis zum Ende um dreiviertel elf laut 
von ihren Nestern.                      hw

imponierende Höhe macht den 
Schlussgesang der Brünnhilde zum 
Erlebnis. Der Siegfried von Geor-
ge Vincent Humphrey kann erst im 
dritten Aufzug gesanglich an Kontur 
gewinnen. Andrea Silvestrelli (Ha-
gen) besticht mit enormem Stimm-
material, das allerdings meist recht 
kehlig eingesetzt wird. Michael 
Kupfer-Radecky (Gunther) verfügt 
über einen kräftigen Bariton.       flp

Shakespeares Meisterwerk „Macbeth“ im idyllischen Marchegg.

„Lohengrin“, eine orchestrale Höchstleistung in Erl.

„Es ist von jeher Blut vergos-
sen worden, schon in alten Zeiten, 
eh’ menschliche Gesetze noch die 
friedliche Gemeinheit säuberten. 
Ja, auch hernach geschahen Mor-
de g’nug, zu gräßlich schon dem 
Ohre. Sonst, wenn einem das Ge-
hirn heraus war, starb der Mann, 
und so war’s aus. Jetzt steigen sie 
mit zwanzig Todeswunden an ih-
rem Kopfe wieder aus dem Grab 
und treiben uns von unsern Stüh-
len.“

William Shakespeares klingende 
Sprache ist unserer Zeit entrückt. 
Und doch kann uns „Macbeth“ 
durch die altmodische Form mit 
echten Schicksalen und Urbildern 
hindurch bewegen.

Rundum angenehm
Die Initiatoren von „Theater 

PUR“ haben sich was getraut. Im 
Marchfeld, einer ansonsten eher 
links liegen gelassenen Festspiel-
gegend, vor dem Schloss Mar-
chegg, haben sie ein Zelt aufgebaut, 
das auch Wind und Wetter trotzen 

Zur Eröffnung der Tiroler Fest-
spiele Erl wurde die Rossini-Ra-
rität „Semiramide“ gegeben, die 
Herrscherin von Babylon, die 
zusammen mit ihrem Geliebten 
ihren Ehemann ermordet hat und 
nun einen Thronfolger bestimmen 
will. Unter den Anwärtern ist auch 
ihr totgeglaubter Sohn, der sie am 
Ende vermutlich – die letzte Szene 
gerät unklar – ersticht… Viel Raum 
für Liebe, Hass und Machtgier 
und noch mehr für musikalischen 
Reichtum. 

Musikalische Höhepunkte
Wenn auch die Produktion im 

Programmheft einem „Furore di 
Montegral“ zugeschrieben wird, 
trägt sie doch die Handschrift des 
musikalischen Leiters Gustav 
Kuhn. Erster Höhepunkt ist die mit 
Akribie und Brillanz dargebotene 
Ouvertüre. Weitere Glanzpunkte 
sind die geradezu virtuos gesunge-
nen Duette von Semiramide und 
(ihrem Sohn) Arsace. Da verbinden 
sich der dramatische Sopran von 

kann. Die gar nicht so vielen, die 
sich die Einstundenfahrt von Wien 
nach Marchegg zugetraut haben, 
werden jedoch reichlich belohnt.

Schon das Ambiente ist bezau-
bernd. Eine große Wiese, darauf 
Liegestühle, die gemeinsam mit ei-
nem preiswerten Buffet das Warten 
auf den Beginn des Stückes zum 
Genuss machen, sind nicht die ein-
zige Attraktion, die einen bereuen 
lässt, nicht schon eine oder zwei 
Stunden früher angereist zu sein.

Burgtheaterreif
Die Skepsis, eine laienhafte 

Truppe vorzufinden, ist nach we-
nigen Minuten verflogen. Da sind 
Könner am Werk, Schauspieler, die 
sich sehen und hören lassen kön-
nen. Eine live eingespielte, eigen-
willige Musik begleitet, vom irr-
lichternden Schlafwandel bis zum 
donnernden Morden, einfühlsam 
die Darsteller, die abgeschrägte 
Bühne wird mit einfachen Mitteln 
immer wieder in den entsprechen-
den Ort verwandelt, das als Kulisse 

Maria Radoeva in der Titelrolle mit 
dem satten Mezzo von Svetlana 
Kotina zu homogenem Gleichklang 
und ausladenden Fiorituren. Die 
beiden Damen sind zudem von Len-
ka Radecky recht sexy kostümiert. 
Hui Jin (Idreno) ist ein höhensiche-
rer Tenor mit edlem Timbre.

Wagner vom Feinsten
Auch im „Lohengrin“ führt Kuhn 

das Orchester zu einer Höchstleis-
tung. Seine Regie ist schon auf 
Grund der räumlichen Gegeben-
heiten zweitrangig, die Bühne ist 
spartanisch ausgestattet und den 
Kostümen fehlt eine einheitliche 
Linie. Johannes Chum (Lohengrin) 
bleibt in der Darstellung äußerst 
reserviert. Er bewältigt die Partie 
stimmlich ohne Probleme, freilich 
mit wenig Glanz. Joo-Anne Bit-
ter kann als Elsa gefallen, Michael 
Mrosek ebenso als Telramund. Pa-
vel Kudinov ist ein würdiger König 
Heinrich, wird aber von seinem 
Heerrufer Michael Kupfer-Rade-
cky in den Schatten gestellt. Mona 
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+++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen  
der FPÖ und des FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Alphabetisches EU-Lexikon

Diese Broschüre versucht die Europäische Union, ihre Institutionen sowie europäi-
sche und damit verknüpfte österreichische Sachverhalte und Politiken kurz und bün-
dig - lexikonartig - zu beschreiben, verständlich zu machen. 

Selbstverständlich erhebt diese Broschüre keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Einige 
Darstellungen sind bewusst pointiert verfasst und werden bei manchem selbstredend 
auf Protest stoßen. Ziel ist es aber nicht, eine weitere „EU-Jubel-Schrift“ vorzulegen, 
sondern eine Darstellung, die den Leser zum Nachenken anregen soll.

Es ist dem Leser selbst überlassen, zu beurteilen, ob wirklich alle Institutionen der 
Europäischen Union in dieser Dimension für Frieden, Freiheit und Demokratie not-
wendig sind oder nicht doch eher kontraproduktiv. 

... von A wie „Agenturen“ bis Z wie „Zuwanderungsbilanz“

Manfred Haimbuchner, Taufkirchens Ortschef Reinhard Waizenauer, 
Jubilar Herbert Aumayr, Hermann Brückl und Thomas Schererbauer.

Auch der diesjährige FPÖ-Früh-
schoppen im Gasthaus „Keller-
wirt“ in St. Aegidi war für Orts-
parteiobmann Anton Hamedinger 
und sein Team eine sehr erfolg-
reiche Veranstaltung. Zahlreiche 
Ehrengäste wie Landesrat Günther 
Steinkellner, Nationalratsabgeord-
neter Hermann Brückl sowie Lan-
desparteisekretär Erwin Schreiner 

aus Andorf folgten der Einladung. 
Neben verschiedenen Grillspezia-
litäten, hausgemachten Mehlspei-
sen und der schon bekannten Gra-
tis-Zuckerwatte konnte den rund 
300 Gästen erstmals eine knusprige 
„Kistensau“ serviert werden.

Das Duo „Herzbluat“, Erika und 
Hubert, sorgte wieder für die musi-
kalische Umrahmung.

Erwin Schreiner mit Gattin Christa, Günther Steinkellner, Ortspartei-
obmann Anton Hamedinger und Abgeordneter Hermann Brückl.

Ehrungen für langjährige 
Mitgliedschaft in der FPÖ

Gelungener Frühschoppen 
der FPÖ Sankt Aegidi

Die FPÖ Schärding lud zum 
Ehrungsreigen für 100 langjährige 
Parteimitglieder in den Landgast-
hof St. Florian. Geehrt wurde für 
25 Jahre, 40 Jahre und 50 Jahre 
Mitgliedschaft bei der FPÖ.

Bezirksparteiobmann Hermann 
Brückl begrüßte die 250 Besucher, 
darunter die Ehrengäste Landes-
hauptmannstellvertreter Manfred 

Haimbuchner, den Innviertler 
Landesrat Elmar Podgorschek und 
Bundesrat Thomas Schererbauer.

Insbesondere für die 50-jährige 
Mitgliedschaft bei der Freiheitli-
chen Partei von Herbert Aumayr 
aus Taufkirchen an der Pram be-
dankte sich Landesparteiobmann 
Haimbuchner für die jahrzehnte-
lange Treue.

Fo
to

: F
PÖ

 S
ch

är
di

ng

Fo
to

: F
PÖ

 S
ch

är
di

ng


